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Zsi- ,,-l X Z-2-i-,-« -i-—z.«JOH-Die politischeGlieuropapolitik. ,
«

Als im vergaiigeiieii Jahre die letzten Mitglieder sderfranzdsisrhen
Aiilitärniission Watskhau verliefzem wurde es

zwischenParis Und Warschau gegeben» So war«nian in Polen entrüstet
daruber, dafz Frankreich im Donauraum weitgehende,«,’,konstrükti-i)e«
Pläne verfolgte, ohne auf die polnischen Wünsche Rücksicht zujiiehjniens
ja ohne sich überhauptmit Warschau diesserhalb vorher-sin«Berbinduiig
zu setzen. Auch die«Weigerung der Paris-er Finanz,,"den Bau der

Kohlenniagistrale weiter zu finanzieren, wirkte in Po«len»oersti»inineiid.
Ilnd ebenso glaubten Regierung und Presse in Polen IGruiid zur
Iliizusriedeuheit mit Frankreich zu haben, als dieses sich· iii die. Ber-
handlungen über den Biererpakt esinliesz. Das und vor allem die-»

lständige Furcht, dafz Deutschland und Frankreich sich vielleicht doch
einmal — natiirlich auf Kosten Polens —-

verstandigen"köiiiiten,-hat
dieses zusehends in seinem Willen bestärkt, iu Osteuropa eine

Politik auf eigene sauft zubcztreibeinspRamktjchi dpnkkj
Polen nicht daran, das Bundnis mit skankxgjkh; dasknkjchJ
ivie oor GrundlflgeUnd VOTOUSILIZUUAseiner Politik bleibt, zu lösen.
Aber es will ilkl)«0U-S·»d«2111lehrllllgshgftenAbhäiigigkeitsoerhältnis
gegenüberder Pariser Diplomatiezdas sur das Selbstbewußtseinseines-T
fpolitiker unerträglich geworden ist, endlichbefreien j «I.: «

Vsege und Ziele dser polnischen Polltsk sind, wenninan die rgzskHsd-—-
särzlicheGegnerschaft gegen DEUkal)lalid.unddas Selbständsigkeits-strebeii··
gegenüber Frankreich als gegeben annimmt, vollkommen klari Polen
will die beeiigende ZweifrontenlkellllngZWlichMDeutschlanduund Ruf--
laiid zersprengen, indem es sichmit dsen Sowsets verstan»dig«t,·und»es will

sich init den Mittel-—- und Kleinstaaten des Ostensverbündem»unt«diese
in gemeinsamer- ZWUI 9992U»d08Musile VIMEIOUWPKIauftretemzii
lassen. Seit den Pathbikhluiien POIEFlSUnd»PEk--d-11de-renzwischenä
eurepäischeii Staaten mit Ruszland hat die Aziin ah e r u n.g .3 w i f eh e u

PS a r s ch a u u n d ·M o s k a u überraschesiidschnelleFortschritte go-
iiiacht. Die Opposition gegen die russischeOrientierzungistvin. Polen
zivar auch jetzt nicht verstummt, doch gelingt es ihr nirgends inebk,«-IVJ1«k-T
lich zur Geltung zu kommen. Bon der Russen-—und Sojvjestfseiitdschaft.
Pilsudskis ist —- wenigssstesnsfur Auszenstehende——,’,nich'tssinehi-"".·zü
iiierlcen Die DniowskischejThese,vdasz Polen sich unterhalten .Uni"-s
ständen mit Ruszlaud verstandigeiiniusse,weis-n es sich·gegen Deijtjehg
laiid behaupten will, hat offensikhkllkdgeilsgtKOU Radekzjkdef
;Erzbolscheivik, darf iu der ,,Gaze·tAPOUkA—-DEM,W"01JchOUL;V-ReglOF-
rsungsorgaii, in spaltenlangeii Artikeln die Borzugelder··«sungen»Freund-
itbast zivischeii dem katholischen Warschau und demastheistlspljenzYIOSJEFM
besingen. Stalin, der Herr des Kreuil,:!0f’2tPlissusdski dessen
Kriininalakten als sinniges Geschenk überreiclJSUiIVPAEAEUder Makikhall
wiederum Stalin dessen Strafakten verehrt« Selbst der Abfchiisz eines

polnischen Fliegers, der sich über die riissische Grenze verirrt date DU-

iiiag diese neue Liebe nicht mehr zu trüben. Pvlnische Journalisten
werden in Moskau als willkommene Gäste empfangen; qujchquer
»Wj1-tschaftlerstudierenvoll Eifer die Erfolge-derbolsrhewistischen»Auf-
baumethodeu«,und«diepolitischeIndustrie bemüht-sich, in Ruszland die«
verlorenen und so dringend notwendigen Absatzinärkte zurück-
zugowiunen, Von der ukrainischen Frage, mit der man sich fast andert-f

.asb Fa 1««e iite hindurch gegenseitig das Leben schwer gemacht at,
Pstnichtlist-Thedie Rede. Der Marsch auf Kiew ist vergessen und liioni
Vziinder an der Weichsel wird nur noch im Con verzeihender Reichsten-,
liebe gesprochen Die politischePrelie versichert, das- die polnifcbe und

die isiissische Asuszenpolitik in Zukunft aufs»engstezusammenarbeiten
könnten und müßten; denn das nationalsozialistische Deutschland bedrohe

offensichtlich), daszj
Polen sich nun stark genug fühlte, um sich del· ftGUZöiiichLUVorm-Und-
ischaft zu entzieheii.« Es hat seitdem mancherlei«Mißstiminigkeitenz

.Bruderv«o«lkern« geführt hätte, sind heute verstummt.

sowohl Ruszland wie Polen, das eine durch sein kouimunistenfesindliches
Borgehsen und das andere durch seine revisionistischen Pläne. Ruszland,
so glaubt der ,,6lustr. Kurs. Eodz.« feststellen zu können, werde heute
durch Hitler ebenso in die polnischen Arme getrieben, wie es nach dem

Sturze Bisiiiarcks durch Wilhelm H. zum Bündnis niit Frankreich
gedrängt worden sei; Polen dürfe sich die Gelegenheit nicht entgehen
lassen, mit Ruszland zu einer endgültigen Vereinigung aller Gegensätze
zu kommen.

·
,

Ahulich wie utm den Ausbau ihrer freundschaftlichen Beziehungen
zu Moskau bemuht sich die Warschauer Diplomatie um dies Festi-
gnug ihrer Position in den zwischeneuropäischen
Ländern :» ,,liberall ist die ,,nationalsozialistischeGefahr« die

Zauberformek mit der sie eine Einheitsfronts dieser Staaten gegen

Deutschl-and zustande zu bringen versucht. Endliich glaubt Polen die

Zeit für die Organisieruitg des ,,antideutschen Mitteleucopas« ge-

kommen. das Roman Dnioivski schon in Bersailles der Entente als

notwendighingestellt hatt-e. Endlich meint es, seinen Anspruch auf
Führung unter den Mittel- und Kleinstaateii des Ostens in die Tat

umsetzen zu können. Die Voraussetzungen hierzu sindheute insofern
besser als frühen-als diese Staaten durch die O·stpakte«in«sihreniBer-

hältniszu Ruszland mit Polen in eine Linie eingerückt
sind, und ferner in·so-fe··rn,"a"lsdiese Staaten alle mehr oder weniger
von· Misztrauen und Angst vor dem neuen Deutschland erfüllt sind.
Diesen Voraussetzungen hatPolen die Fortschritte, die es in letzter
Zeit im östlichenMsitteleuropa erzielt hat, zu danken. Zwischen Prag
und Warsthau ist eine Freundschaft entstanden, die die alten Gegen-
sätze zurückgedrängt hat. Die Klagen über die schlechte Behandlng
derpolnisschen Minderheit sin der Cschechoslowakei und über den Grenz-
streit vom Fahre 1920, der beinahe zum Krieg zwischen den »slawischen

»

Zu Reden und

Zeituugsartikeln erhalten"die panslawistischeii ödeengänge der Bor-

kriegszeit ihr zeitgemäfzes Gewand; bezeichnenderweise spielt Gdingen
als »Hafen«-der slawischen Völker« dabei eine-nicht- unbetcächtliche
Rolle.s Auf betontes Entgegenkommen stöfztzPolen gegenwärtig in.

Wien,.wo eine Regierung am Ruder ist, deren Politik von einem
geradezu boshaften Hafz gegen den Rationalsozialismus diktiert wird.

Die-Nachteile die Osterreich aus dem derzeitigenGegensatze zum·Deut-

schen Reiche erwachsen, sucht die Wiener Regierung durch eine unt
Io eiigekrse Annäherung an· andere Staaten zu»milsdern.’tPolent llaszt
sirh natürlich die-se günstige Gelegenheit nicht-"entgehen,:seinen Einflusz
im Donauraume zu stärken, seine haiidelspolitische Stellung dort durch
neue wirtsrhaftlicheAbmachungen zu bessern und in Anknüpfung an die
verblaszten polenfreundlichen Traditionen des Habsburgecreiches seine
politisch-—kulturelleGeltung in Wien wieder zu heben.

itber die Bedeutung der praktischen Erfolge UJIDdikDOUthOftjgk
kesit der moralischen Eroberungen, die POISU M iFMEVOlkellwpapvlltlk
zu verzeichnen hat, kann man verschiedener Auffassungsein. Denn es

ist,·z.B. ganz klar, dasz die tatsächlichen,historischbegründeten ilnd

durch den Bolfcheswisnius nur noch VelstlEfteluGegensätzezwischen
Moskau nnd cBlsarschaunach wie vor weiter bestehen. Sie sind z.Z.
allerdings überlagert von dem starken Bestreben, die beiderseitigen
auszenpolitischen und wirtschaftlichen Interessen auf einen gemeinsamen
Reuiier zu bringen. Dieses Bestreben hindert aber die Moskauer

Machthaber durchaus nicht daran, ihre konimunistifchen Unisturzpläne
weiter zu fördern, die in der verelendeten polnischen Bauern-— und

Arbeiterschaft sowie in den unterdrückteii nationalen Minderheiten
Osstpolens heute einen fruchtbareren Boden finden als je. Und was
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weiter z. B. das heutige gute Verhältnis zu cZsssienanbelangt, so niüszte
man sich in Warschau doch klar sein daruber, dasz diese Art von

Freundschaft nur mit ein-er volkssremdenRegierung, nicht aber mit dem

deutschen Volke in österreichbesteht und zu Ende sein wird, sobald die

Regierung Dollssuszverschwindet
Wie dem auch sei, die polnische Diplomatie entfaltet in ganz Ost-

europa eine recht vielseitige Aktioität; sie ist heute u nter-

nehmungslustiger, groszzügiger und beweglicher
als sie es jemals war zu der Zeit, in der noch Zsaleski im Warschauer
Aufzeiiamt sasz. Damals waren ihre Wege usnd Ziele an die Pariser
Direktiven gebunden, die vor jeder wichtigeren Aktion gehorsam ein-

geholt wursden. Das ist heute anders geworden: Die Männer

der E r st en B r i ga d e lassen sich von Frankreich keine Vorschriften

machen; Hsiefrage-nnicht, ob es Frankreich angenehm ist, dafz ihr;
Auszenministereine Ezctratournach Rom unternimmt, oder ob stunk-,
reich den Zeitpunktfur»gee«igi»iethält, einen Richtangriffspakt mit den

Sowjets zu schließen.»sur sle ist Frankreich nicht mehr der Lehrmeister,
den sie um Erlaubnis und Rat fragen müssen,sondern nur noch der
grvsze Verbündete, an dessenHilfe sle Im Zglle»derGefahr appellieren.
Die auszenpolitische Linie Zaleskis war verhaltnismäszigeinfach und
klar; die heutige Auszenpolitik Polens ist u n d u r ch sich t i g e r u n d
impulsiver geworden. Sie trägt desutlicher·alsdie französisch be-
dingte Politik Zaleskis das Merkmal der polnischenMentalität: den

Hang zur Romantik in politischen undizu Aben-
teuern in militärischen Dingen. Dasmachtsiegefährlich——
für Polen selbst wie für die anderen. Dr· Kred e l.

Der ,,Allgemeine Deutsche« Kathetikentag in Wien.
Vom 9. bis 12. September fand in Wien der Allgemeine

Deutsche Katholikentag statt. Es musz gleich vorausgeschickt
werden, dasz dieser Tag die Bezeichnung »allgemein« und ,,deutsch«
in keiner Weise verdiente. Denn die Katholiken aus Deutsch-
land, die, wenn in Wien normale Verhältnisse herrschten, wohl
zu Zehntausenden an diesem Tage teilgenommen hätten, fehlten voll-

kommen; und auch das katholische Auslandsdeutschtum
hielt sich mit Rücksicht auf die dem groszdeutschen Gedanken feindliche
Atmosphäre des amtlichen Wies sichtlich zurück. Aus Ostoberschlesien
z.B. nahmen trotz der starken Werbung und trotz der 70 Zisgen
Fahrpreisermäszigung kaum 150 Deutsche am Katholikentag teil. Die

Regierung Dollfufz legte auch gar keinen Wert darauf, den deut-

schen Charakter dieses Tages zu wahren. Sie bemühte sich in oft
geradezu beschämender Weise um die Teilnahme nichtdeutscher Ka-

tshol«iken. Und so kamen denn auch aus Polen mehrere
Sonderzüge mit einigen Tausend polnischen Be-

suchern nach Wien. Stark waren auch die Tschechen, Ungarn,
Kroaten und Rumänen vertreten. Unter den 50 hohen kirchlichen
Würdenträgern befanden sich allein 6 Polen mit Kardinal-Primas
Hlond an der Spitze, im ganzen über 20 Vsischöfe und Kardinäle
aus den östlichenLändern, und schlief-lich auch noch (a-uf dasz die fran-
zösischeLiebe der Wiener Legitimisten zur Geltung komme) zwei kirch-
liche Würdenträger aus Frankreichl

Kardinal önnitzer-Wien (ein gebürtiger Sudetendeutscher)
fand in seinem Geleitwort zum Katholikentag Worte, die geeignet
sind, auch im neuen Deutschland Zustimmung zu finden; er sprach
von der dem deutschen Volke von Gott zugewiesenen Sendung: ,,V o l k

der Mitte zu sein zwischen dein Osten und Westen, zu verbinden
in köstlicherBefruchtung und lebendiger Durchdringung die nigstischen
Tiefen und Weiten des Ostens mit der bergestürmischenAktivität des

Westens; Volk der Mitte zu sein, aus dem so reinste Menschlich-keit
und tiefste Thristlichkeit ihre werkensden und reifen-den Energien hin-
einstrahlen in die abendländische Thri«stenheit... Das christliche
Abendland kann nicht zu neuer Kraft und Grösse
erwachen, wenn nicht seine Mitte, das deutsche
zVolk, um seine Sendung weisz, an sie glaubt und sie
mit aller Kraft zu erfüllen strebt.« Von diesem Geist,
in dem Kardinal önni er den Katholikentag aufgefaszt wissen wollte,
war, was die Wiener egierungoundihre polnischem tschechischen und

sonstigen ,,Freunde« anl-angt,»freilischwenig zu merken. Rsicht von der

deutschen Mission war in der Wiener Systempresse die Rede,
sondern von einer »Missivn«,die Dollsufzgemeinsam mit seinen Ehristlich-
Sozialen dem katholischen Dentschtum gegenüber glaubt erfüllen zu

müssen. Richt von der groszdeutschen Aufgabe in Mittels und

Osteuropa wurde gesprochen, sondern von der »österreichischenRation«,
der nach der Meinung der legitimistischen Kreise die Aufgabe zufällt,
»Europa vor dem Rationalsvzialismus zu retten«. Richt von der

Verbundenheit aller Deutschen im christlichen und völkischen Geiste
sprach der Wehrminister Vaugvin auf der Tagung des Katholisk
schen Sol-datenbundes, sondern davon, dasz die österreichische Wehr-
macht an der Grenze gegen Deutschland auf der Wacht stehe, »um die

Heimat vor einem Einfall zu schützen«.
’

Der Kathvlikentag stand im Zeichen der 250-

jährigen Wiederkehr der Befreiung Wiens von

der Türkengefahr. Dollfusz und die ganze Legitimisteiirlique
gaben »sichalle Mühe, den eigentlichen Zweck des Tages: ein Be-

kenntnistag der katholischen Deutschen zu sein, hinter dieser Gedenk-

feier zurücktreten zu lassen. Ihnen kam es darauf an, im Schatten
eines historischen Ereignisses — mit der Front gegen Deutschland —-

die voii ihnen erstrebte Verbundenheit Wiens init den nicht-
deutschen Staaten des Ostens zu demonstriereii. Zu diesem Zweck war

ihnen jede Mifzdeutung und Entstellung der geschichtlichen Tatsachen
recht. In unwürdiger Weise war ihre Presse bemüht, die Befreiung
Wiens, die doch vor allem eine« Gemeinschaftstat der

deutschen Stämme gewesen ist, als das ausschließliche Verdienst
des»Polenkönigsvaieski zu feiern, und aus deni Deutschen Ka-

tholikentag eine Art österreichische Verbrüderungsfeier
Mit Polen» zu machen. Bezeichnend für ihre Gesinnung ist ein

Artikel, der»in der ,,-Wien»erAllgemeinen Zeitung« als Erwiderung
-0Us EUMI dle Pesteiungsschlacht schildernden Aufsatz der »Wiener
RelxeskexlRuchkkchten«erschien. Es heiszt dort: »Ohne den König
Svsbieskiund seine«Reiterei»hätteEuropa heute ein ganz anderes
Antlitz. Die polnischen Reiter hätten »wie.die Löwen.gekämpst«

tin-d dise Schlacht gegen die Türken entschieden! Die ,,Wiener Reuesten
Nachrichten« hätten österreich und dem mit ihm befreun-
deten Polen einen Dolchstosz versetzt. Das mit österreich
verbündete Polen brauche sich jedoch durch diese ,,empörenden
Angriffe« nicht getroffen zu fühlenl Auch die Polnische Tele-

graphenagentur nahin den durchaus sachlich gehaltenen Artikel
der« ,,Wiener Renesten Rachrichten« zum Anlaß, um die Überein-

stimmsnngder polnisschenAuffassung von den ,,unsterblich-en Verdiensten«
Sobieskis mit derjenigen der Legitimsistenregierung zum Ausdruck zu
bringen. Dieser Artikel, so heiszt es da, habe in Wien nicht nur in

polnischem sondern auch »in österreichischenKreisen« Entrüstung her-
vorgerufen und von ,,zuständisge-rStelle« werde versichert, dafz ,,al-le
niaszgebenden Stellen Osterreichs den Unfug des Blattes, der unter
keinen Umständen als Ausdruck der öffentlichenMeinung österreichs
angesehen werden könne, bedauern«. (ll) liber den Geschmack läszt sich
nicht streiten. Die Wiener Leigitimisten haben ja einige übsiing darin,
den Gegnern Deutschlands Lieibeiiswiirdigkeiten zu sagen. Man braucht
sich daher auch nicht mehr darüber zu wundern, dasz sie im Falle der
Befreiung Wiens die deutsche Geschichte verleugnen
und als geübte Lakaien der polnischen Eitelkeit schmeicheln.

Daran hat Dollfusz anscheinend gar nicht gedacht, dasz die
propagandistische Herausstellung der» Befreiung
Wiens von der Türkengefahr im Jahre 1933 eine sehr un-,

zeitgemäsze Angelegenheit ist. Es ist durchaus zu ver-

stehen-, wenn die Türken die Wiener Feierlichkeiten als
eine Beschimpfung der im Weltkrieg bewiesenen
Waffzentreue empfinden. ,»,War nicht der türkische Soldat«, so
fragt ein turkisches Blatt, »der sin Gatizien für den Bestand Osterreichs
kämpfte, Euer Bundesgenosse? Gezienit es sich, im Jahre 1933 das
Horn der Kreuzritter blasen. zu lassen? Während des Weltkrieges
habt auch Ihr Soldaten zu uns geschickt. Auch von Euch fand mancher
bei uns den Tod. öhr stört dise Seelen dieser Eurer Toten in ihrer-
Rsuhe... Welch’ ein·pechschwarzerKirchen- und Weihrauchgeruchim
Jahre 1933l ön Osterreich herrscht jetzt ein Herr von sehr geringer
Körpergrösie Dieser Herr regiert gegen »dienationalen Empfindung-en
der Osterreicher, deren Land ein deutschesisr Hand in Hand geht er mit

denen, die dstserreich besiegten und zerstllkkeltemnimmt von ihnen nn-

geheiure Anleihen entgegen und kämpft gegen Deutschlva d.h. gegen
seinen eigenen Bruder. öst es nicht angesichtsdieser Sachlage an-
gebracht, dasz wir Türken uns über ihn ärgern? Dieser Herr ist mit

seinen Blutsbriidern oerfeindet, mit seinen·altenFeinden aber ver-

bündet. Der österreichischeStaat kann mit solchen widernatürlichen
Maßnahmen, indem er die Gefühle der Vruderschaft und -Waffen-
kameradschaft vergibt, mit Hilfe der Kirche seinen Ruf und sein An-

sehen wahrlich kaum mehren.«

Es wäre wahrhaftig sinnvollser gewesen, den Deutschen Kathvliken-
tag in Wien im Zeichen eines anderen Gedenktages zu feiern: Am
10. September vor 14 Jahren ivursde das Diktat von St. Ger-
main uiiterzeichiiet. Warum hat denn nicht ein einziger Minister des

Dollfusstabinetts dieses Tages gedacht-, an dein die schwere Leidens-

zeit des deutsch-österreichischenVolkes begann? Der Katholikentag
hätte, wenn er im Zeichen dieses Gedenkeiis begangen ivorden Mitk-
ein grofzartiges Bekenntnis des Freiheitswillens der deutschen Ration

werden können. Anstatt dessen ivurden die Zerstörerdes»HAbSbng2k-·
reiches, die Erzsfeinde der groszdeutschen Einigskert, in Wienvals »Be-
freier« empfangen, wurden die deutsch-XIIYOlkSAEUOJlSMDIE Illi ZUP
Freiheitsbewegung bekennen, in niedsertrachtlgekWelle geschmaht und
wurde die Waffenbriiderschclft Des Weltlskleges Vetleuguet

Wer ei eJes Zeit-sen trägt-,
w i e I r als Mitglied rles

Brut-les Deutscher Essen
—-

Jcie ein starkes eeutfajea Ostia-us
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Dollfulz
Im Auslande bereitet man lich auf das ruhmlole Ende der

Dol·lfufz-He·»rrlichkeit vor. Einige englifche Blätter jagten
kürzlichden baldigen Rücktritt des Buiideskanzlers voraus. ,,Rapoleon
»Dollfulz,Bunsdeskanzler von Ofterreirh«, lo lchrieb u. a. der »Dann
sEZprefz«,,,nähert lich lchnell feinem Belle-Allianre; und die Blücher
mulfen lich nun bald entlchlielzen, wenn lie nicht zu lpät kommen
wollen.« ,,Privat-e Rachrichten aus Wien«, hielz es im »EvensingStan-

dard«, ,,m-achen es jeden Tag klarer, dalz lich Dollfufz nicht mehr zu
halten vermag« Die Meldung englilcher Blätter, dafz Dollfufz
zum Rücktritt bereit lei, wurde von den ,,zultänd-igenStellen«
naturgemäfz dementiert. Aber es belteht gar kein Zweifel, dafz lich
der Miniaturdiktator ernltllchmit»demGedanken trägt, das linkende
Schiff zu verlollen Die GegenIQtZe Unter den Kabinettsmsitgliedern
haben lich in letzter Zeit offen-bar erheblich ver"lchär·ft. Der kleine

Dollfufz kann lich gegen den Mal-or Feu, der lich zum- Militär-

diktator berufen fühlt, anfcheinend nur noch mit Mühe behaupten.
Zurlt S t a r h e ni b e r g, der Schreikensknabe des Kabisnetts, ilt feinen
Minifterkollegen durch feinen perlönlichsenEhrgeiz auf die Nerven ge-
fallen und vorerlt etwas kalt geltellt worden. S ch umy und W i n k-

ler, die Landbuudvertreter im Kabinett, bemühen lich vergebens-,
die Schärfe des legitimiltifchen Kurles etwas zu mildern. Zu alledem

fühlt lich Dollfulz auch noch von Frankreich und England, auf deren

Politische und vor allem finanzielle Unterltützung er feine Politik auf-
gebaut halte, verteilen Run, da lein Stern im Verblaffen ilt, fcheint
ihm die Sorge Um leine Perlon wichtiger als die Sorge um

dfterreich zu» fein. Er bereitet lich darauf vor, Olterreich feinem
Schickfal zu uberlaflem Er hat lich nicht weit von der ölterreichifchen
Grenze auf ludflawilchem Gebiet einen Gutshof gekauft; dort

will er lich anlcheinend,wenn über kurz oder lang leine politilche Rolle
in Wien beendet lein wird, vor »leinen« Ofterreichern in Sicherheit
bringen. Es hat keinen Sinn mehr, die antiideutlche Politik mit dem

Mäntelchen elnek -,gelchichtlichen Idee« zu umgeben und von der euros

äilchen Million des ,,öfterreichilchenMenlchen« zu lprechen. Mit

solchenParolen läth lich weder das Anwachlen der nationallozias
liltxlchenBewegung verhindern, noch ilt Frankreich damit für die
weitere Finanzierung eines bankerotten Regimes zu gewinnen.

Der MFchkkexnpfin Oltekkekch ilt nichts anderes mehr als das

linnlole Witten einer volksfremden Eliaue gegen die lieghafte Kraft
der nationalloizaliltifchenIdee und des grob-deutschen Gedankens. Zede
Sympatshieäulzerungfur das Reich sund den Rationallozisalismus wird
rnit härtelten Strafen geahndet. Die nationale, grofzdeutlche Prelle
wird durch Vsorzenlur und Verbote niedergehalten. Aus der Ver-

waltung werden die Beamten und Angeiltellten, die lich im national-
lozialiltrlchen Sinne betätigt haben, friltlos und ohne Penlionsanlpruch
entlaflen oder — wie bei den ölterreichilchen Bundesbahnen — ltqu-
weile in lchlechter bezahlte Stellen verletzt. ReichsdeutlcheStudenten,
Zournalilten, »Gewerbet«re«ibendeund oTouriltenwerden auf den bloöen
iBerdacht natiognlletlaclltllchekVetstlglingbin ins Gefängnis geworfen
und nach Vekblllinngder Straer Uber die Grenze befördert. Taulensde
zstekkgichsilcherRatten-allozialiltenhaben lich dg« ngkokgungen des
Dollfulzregimes durch die Fluchtnach Deiitlchlsandentzogen. Zahlreichen

Lichtern
der deutlchen FreiheitsbewegnngIjt»wegen »ltaatsfeindlicher

etätigung«die ölterreichifeheSteatsnngebexigkeitaberkannt worden.
Reichsdeutfchen Studenten wird der BeliicholterreirhilchekHochschulen
verwehrt. Die deutlche Studentenlktzeltilt Wegen ihres Bekenntnifles
zum grofzdeutlchenGedankenentgehn Werden- DUkch Verordnung
wurde verfügt, daft die Seiten PellielllkhekMaßnahmen,Vereitlchafts-
quslagen, Zultell-ungsgebuhren,Tronspekt-, Quartierkolten usle, von

denen zu tragen ltu-d, die »durch»Man-OrtesVerhalten«dieie Maß-
nahmen verurfacht oder diefes Verhalten begunltigt odgk gefördert
habenl.. Es fällt lchwer uber das, was mancheLeut-e in Wien unter

,,Regieren«verltehen, keine Ssatgre zu lchreibensp
Und der Erfong Der Rationallozialismus ilt in. öfterreich heute

ltärker als ie. Die verbotene RSDAP it die einzige
,Partei, die in den Herzen der olterreichilchen Ve-
völkerung wurzelt. Die Macht der Regierung ilt auf 50 000

bezahlte Bajonette gegrundetszAber lelbslt auf Buiisdesheek-und
Polizei kann lichdie Regierung kaum mehr verlallemBeide lind
ftark nationallozialiltilch durchletits »Wir kennen e§ Mlt Dem Geilt
unferes deutlchen Soldatentuiiis und mit unlekeinGewissen»DerUnlerecn
«Volk««-,lo erklärten kürzlichzwei aktive olterreirhiftheOfflzieke, sinkcht
Mehr vereinbaren, in einer Armee und einer Regierung zu dienen,
deren Grundlagen mit dem Geilt der deutlchen Soldatenehke nicht mehr
vereinbar lind.«

.

Die Pariler Ausgabe der ,,Ehikage TklbUn e« Veröffent-
lirhte vor kurzem eine lenlationelle Meldung »aus Wien, derzufolge
Dollfufz die Ablicht haben foll, aus Olterreich Deinen

jalchiltilchen Staat nach» italienilchem ·Multer
zu niachen.»Dollfulz wolle anti] emiltilch regieren -—- wenn

qukh ,;iveniger radikal als die Rationallozial«i·lten".Vor allem
aber wolle er ein «ultrakatholilthes Re«gime, das dig

Billiguiig des Papltes»ha:be,aufrichten.»Dollfufz»lcheintder Anlicht zu

fein»d.adukkh,dalz er leiiier Herrfchaft ein ,,f-alchsiltilches«Auslehen gibt,
dem Rationallozialismus und idemgrolzdeutlchenGedankendas Wafler
abgraben zu können. Si lchelnt»leine« Oltekkeichet glaubenmachen
zu wollen, dalz er, der bisher Mit den Inden und Marxilten durch dick
und diinii gegangen ilt, der rechte Mann dafur lei, eine antilemitifche
Regierung zu leiten.
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Ähnliche Gedankengänge bildeten auch den Inhalt der Rede,
die Dollfufz im Rahmen des Katholikentages aus«
einer Kundgebung der log. ,,Vaterlänsdilchen Front« hielt. »Die Zeit
des liberaliltilrhen Kapitalismus, der niarxiltilcheii
Volksfuhrung und der reinen Parteiherrlchaft ili
vor"über«,lagte er; aber zu gleicher Zeit verfolgt er mit gewalttätigem
Terror gerade d i e Bewegung, die am entlchiedenlten und erfolg-
reichltendise»liberalkapitaliltilche,marxiltilche und parteiegoiltilche Ges-
liiinung bekampft.»»Wir lehnen G l e i ch l ch a ltu n g u n d T e r r o r-

ab«, lagte er weiter; aber zu gleicher Zeit lälzt er leine Heimwehrsi
loldner auf die Rationallozialiften förmlicheZagden veranltalten. »Wir
wollen den lozialen chriltlichen Staat auf bündilcheii
Grund la g e«, verkündete er,

— aber er meinte den klerikalen, anti-

fozialijtisfchenAlmolenltaat. »Wir lisnd«,fuhr er fort," »in lelblkeeks
ltandlich deutlch, dafz ich es eigentlich als überflüllig empfinde, das zu

bet·onen«;— und trotzdem ilt er mit ltaatlichen und überltaatlichen
Machteii verbündet, die niemals die Freunde des deutlchen Volkes ge-
welen find. »Ich habe die Bereitfchaft zur Zulammen-
arb e it immer wieder betont«, behauptete er; aber vor drei Monaten
wies er die Zufammenarbeit mit den Ratsionallozialilten, als diele den

ihnen gebührendenPlatz in der Regierung-forderten, entfchieden zurück
und befchwor damit einen Machtkampf herauf, der von feiner Seite
mit allen Mitteln ltaatlicher Gewalt, von leiten der »Ratio«·nallozialilten
aber mit einer Lei-de·n:lchaftlichkeit,überzeugungsltarkeund Opfer-
bereitlchaft durchgekämpftwird, wie lie nur einer gsrofzen,befreienden
Idee zu entlpringen vermag.

Dollfufz lcheint am lchlielzlichen Erfolg feines Kampfes gegen den

Rationallozialismus zu zweifeln. Denn nicht nur in diiefserRede, londern
auch lchon einige Tage zuvor, in ein-er Unterredung mit dem Vertreter

eines Pariler Blattes, hat er durchblickeu lalfen, dal- er e i n er V e r -

ltandigung mit den Rationallozialilten nicht ab-

gen eigt wäre. Der Landesinfpekteur der RSDAP für Olterreich,
V a b i ch t, hatte lchon am lo. September im baue-rilchen Rundfunk zu
dsielen Verltändigungsandeutungendes Kanzlers Stellung genommen:
Wenn die Herren in Wien heute glauben, fie könnten fo.tun, als ob·in
den letzten Monaten gar nichts gelchehen wäre, lo taulchen lie fich.
Sie haben aus freien Stücken an die Gewalt appel-
liert und lind dabei unterlegen. Die nationallozialiiltilrhe
BewegungOfterreichs ltellt klar und eindeutig felt, dafz Verhandlungen
zwilchen ihr und der Regierung Dollfufz zum Gegenltand nur die Frage
haben können, wie diele Regierung ohne weitere Schäden für das

Volk ihre unheilvolle Tätigkeit liquidieren und von der politilchen
Bühne abtreten kann. Die nationallozialiltilche Be-

wegung Olterreichs erltrebt nach wie vor eine

friedliche Lölung, aber fie ilt heute weniger denn ie geneigt,
von den grundfätzlichenForderungen abzugehem die lie vor drei

"Monaten angemeldet hat und die damals von der Wiener Regierung
abgelehnt wurden. Sie verlangt: V o l l e W i e d e r h e r lt e l l n n g
ihrer Rechte und Freiheiten als politilche Partei nach dein
Buchltaben und dem Sinne der Verfaffung nnd der Geletze; Z u r ü ck -

nahme aller Malzregeln gegen die Führer und Mit-

glieder der Bewegung; Beteiligung an einem liber-
g a n g s k a b i n et t iii einem ihrer Stärke entsprechendenVerhältnis;
Auslchreibung von Reuwahlen zum nächltmöglichenTermin
und Reubildung einer Regierung nach Mafznahme
des Wahlergebnifles.

Dollfufz hat neulich in einer Versammlung erklärt, dalz er

lich auf der Abriültungskonferenz für die Wiedereinführung der
allgemeinen Wehrpflicht in öfterreisch einletzen werde. Aber es ilt
kaum anzunehmen, sdalz er in Genf mit einer lolchen Forderung durch-
dringen wird. Denn die Dollfufi und Fexi lind der Pariler Regierung
keine genügende Gewähr dafür, dalz lich ein auf der allgemeinen
Dienltpflicht aufgebautes ölterreichsilchesHeer»als Druikmittel gegen
Deutlchland wird ausnutzen lallen, weil lich diefes Heer ia aus einer

Bevölkerung rekrutiert, von der man in Paris weib, dalz lie zum

weit-aus grälzten Teil — und gerade in ihren wehrhaften Teilen T-
durchaus grolzdeutlch und nationallozialiltilch eingeltellt»ilt.Immerhin
haben Frankreich und England lich mit einer Berltarkung der

ölterreichilchen Wehrmacht einverltanden erkl.art.«Zedoch
nur in der Form, idafz neben dem regulären Bundesheer fur die Dauer

eines Zahres eiii freiivilliges Hilfskorps von etwa 8000 Mann auf-
geltellt wird. Paris und London haben ihre Eiiiwilligung hierzu »nur
deshalb gegeben, weil lie darauf vertrauen, dafz der Wsehrminilter
Valigein lchon dafür forgen wir-d, dafz in diefes Hilfskorps nur »ein-

wondlreie«, d.h. hitlerfeindliche Leute eingeltellt werden. Von der
Webtpolitilchen Disqualifizierung durch das St.Gerinainer Diktat ilt
Qlterreichdurch diele Malznahme durchaus nicht befreit. Dagegen hat
die Regierung Dollfufz durch ihre Bemuhungemauf wehrpolitilchem
Gebiete zu erkennen gegeben. dafz lie u. U. lelblt keine Bedenken tragen
Würde, siin Solde Frankreichs einen deutlchen Bruderkampf zu ent-

felleln. In Deutlchland denkt niemand·daran, der ölterreichilchen»Un-
abhängigkeitC als deren Schützer lich die Wiener Regierungsrlique auf-
fpielt, mit Gewalt ein Ende zu machen.Deutfchland will nichts anderes,
als dalz dem Willen der olterreichilcheii Bevölkerung Genüge gelchieht.
Es will nichts anderes, als dafz das lkhäbige Legitimiltengefindel »in
Wien von der politilchen Bildfläche oerlchwindet und dafz damit endlich
Ruhe sin ölterreich einkehrt und eine Periode friedlicher Aufbaiiarbeit
im europäilchenSüdolten beginnt.



Danzig kämpftum den Frieden.
Am 18. September soll das Hafenabkomnien zwischen Danzig und

Polen unterzeichnet werden. Die Verhandlungen, die seit dem Abschlufz
des Vorvertrages vom 5. August d.J. abwechselnd in Danzig und in

Warfchau geführt werden, kamen nur langsam vom Fleck. Politischer-
Ieits war man von vornherein bemüht, wenn nicht jede Regelung
überhaupt zu verhindern, so doch wenigstens nach Möglichkeit jede feste
Bindung in der Hafenfrage zu vermeiden, um freie Hand beim ferneren
Ausbau Gdsingens zu behalten. »Gdingen hat heute schon«,hiesz es im

,,Kurjer Polski«, dem Organ der polnischen Schwerindii-strie, ,,e«ineliber-
. legenheit über Danzig, die nicht mehr aufgegeben werden darf. Eine Ver-

stäiidigung mit Danzig ist gut; sie darf aber nicht auf Kosten Gdingens
gehen.« Diese Äufzerung läfzt auf polnifcher Seite wenig Verständi-

Zlungsbereitfchafterkennen. Die polnische Presse sprach von einem

bkonimen, das vom 1. Oktober d.J. bis zum JO. September 1934

in Kraft bleiben und auf dem Grundsatz aufgebaut werden soll,—dafz
weder Danzig noch Gsdingen ein formales Monivpoil auf irgendwelche
Eransporte bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr besitzen. Dabei soll
jedoch die Spezialisieruing der beiden Häfen, die sich bisher heraus-
gebildet hat, beibehalten werden. Mithinsoll Gdingen auch weiterhin
der ausschlieszlichieUmschlagsplatz für die Ausführvon Zucker, Eiern,

.Butter, Käse und Bakons und für die Einfuhr von Schrott und Wolle
bleiben-. Im übrigen aber sollen dem Danziger Hafen von allen ein-
und ausgeführten Gütern bestimmte Kontingente zugewiesen werden,
deren Höhe sich auf insgesamt etwa 5 Mill. Co. im Jahre beläuft.
Das wäre etwa die Höhe des letztjährigenGesamtumschlags über den

Danziger Hafen. Das Abkommen soll verschiedene Klauseln enthalten,
deren wichtigste die ist, dafz diedem Danziger Hafen zugewiesenen An-
teile aiii seewärtigen GesamtgütierumschlagPolens in demselben Mafze
herabgesetzt werden, in dem sich etwa die seewärtige Ein- und Ausfuhr
Polens verringert. Demnach sollen also von Danzig ganz erhebliche
Opfer verlangt werden: Danzig soll sich mit Gdingen etwa zu gleichen
Teilen in-eine

GütermengeteiMie
es im wesentlichen auch allein

sehr gut bewilligen könnte. Da engenverhäsltnisdes Güterumschlagses
der beiden Häfesn soll nach Meinung der polnischen Presse auf einem

Stande stabilisiert werden, der Danzig nicht im entferntesten die volle

Ausnutzung seines Hasens gewährt. Im Jahre 1932, das als Rich-
tungsjahr angenommen werden soll, hatte der Güterumschlagim Dank
ziger Hafen bereits einen Rückgang um mehrere Millionen Tonnen

gegenüber den Vorjahren zu verzeichnen. Aber nicht einmal die
5 Millionen Tonnen sollen Danzig sicher sein. Die erwähnte Kon-

junkturklausel schliefzt die Gefahr eines weiteren Absin-k-ens in

sich, da ja ein weiterer Rückgang des polnischen seewärtigeii Aufzenk
handels unvermeidlich erscheint, einmal deshalb, weil England mit

seiner Kohle wieder Boden auf den nordischen Märkte gewinnt, und

weiter deshalb, weil jetzt der neue politische Zolltarif in Kraft gesetzt
wird, der die Einfuhrmöglichkeitenund mithin auch die Exportmög-lsich-
keiten noch stärker beschränken wird als bisher. In Polen besteht
ganz offensichtlichwenig Neigung, jetzt ein endgültiges und alle Einzel-
heiten regelndes Abkommen mit Danzig zu schliefzen. Das lassen die

jetzigen Verhandlungen sowohl wie der Veschliufz eines energischen
weiteren Ausbaus Gdingens erkennen. .

·

Danzigs innerpolitische Entwicklung folgt der des -Reiches. Die

Parteienwirtschaft ist zu Ende. Als erste der gröfzeren Parteien hat
die Deutschnationale Volkspartei Danzigs den Weg der Selbstaufs
lösung-beschritten, da, wie der frühere Senatspräsident Dr. Ziehm in

einem anseinen Amtsnachfolger- Dr. Rauisihning gerichteten Schreiben
sich ausdrückte, »für eine fruchtbringende politische Arbeit der DRVP

keine Möglichkeit mehr bes·teht«.»Zugleich·forderteDr. Ziehm seine
politischen Freunde auf, »die nationaletlFIkikitheRegierung in ihren
schwer-en Aufgaben und in ihrer Arbeit fur»die Erhaltung der Heimat
nach besten Kräften rückhaltlos zu unterstutzen«.Die kleinen Parteien
der bürgerlichen Mitte haben es in Danng kaum noch nötig, fikh auf-
zulösen; sie sind entweder schon zu einem Nichts zusiqmmellgseithrumpft
oder sie haben schon vor einiger Zeit ihr Aufgehen»in der RSDAP
beschlossen. Rachdem der Stahlhelm bereits seit langer-IFZEIT- dem

entsprechenden Vorgange im Reische«folgend,sich der SA. eingefügt hat
und auch die Rationalliberalen ihre Selbstauflösuiig beschlossenhaben,
bestehen neben der cRSDAP. nur noch die beiden marxistischen Par-,
teien und das Zentrum — wenn man von den Polen, die wohl als
Kuriosum fortbestehen werden, absieht. Das Zentrum versucht vorerst
noch; sein- Dasein zu retten. Von nationalfozialistischer Seite wird

jedoch kein Zweifel darüber gelassen, dafz man dort die Existenzberechtik
gung auch dieser Partei grundsätzlichverneint; die-Vertretung kon-

fessionellerBelange durch eine politische Partei eriibrigt sich, zumal
der Rationalsozialismus im Reich durch den Abschlufz dses»Konkordats
bewiesen hat, dasz er- besser als das Zentrum sich auf die Wahrung
kirchlicher Rechte im Rahmen der nationalen Grundforderungentversteht;
Auch dem Danziger Zentruni wird nichts anderes ubrig bleiben, als

aus der allgemeinen politischen Entwicklung die Folgerungen zu zieheiiz
d.h. sich aufzulösen. Der innere Zerfall der Partei ist im volleit
Gange. So hat SenatorWierczinski-Keiser,» der unter

Ziehm Senatsvizepräsident gewesen war, seinen Austritt aus der
Zentrumspartei erklärt mit der Begründung, dafz auch in Danzig die

Parteien als politische Ausdrucks- und Kampfmittel ihre Daseins-
berechtigung verloren haben. Gleichzeitig veröffentlichtedie katholische
Jugend Danzigs ein Schreiben, in dem sie sich rückhaltlos zum neuen,

von der nationalsozialistischen Bewegung geformten Staate bekeiint.

»Da die Zentru·mspartei«, heiszt es isn der Erklärung des Landes-

verbandes Danzig der deutschen Win-dthorstbünde,,«,iinserem.Ver-i
langen zur Selbstauflössusngnicht entsprach, waren wir jetzt zu eigenem

Handeln verpflichtet. Wir lösen daher am 6. September den Landes-
verband Danzig der deutschen Winsdthorstbündeals die politische
Formation katholischer deutscher Jugend in Danzig auf, um frei und

ehrlich kämpfen zu können für ,Ehristi Reich« im neuen Deutschlaiid.«-
Was schlieleich die marxistischen Parteien anlangt, so geht das

Bestreben die-r Danziger RSDAP dahin, zunächst einmal den ge-

samten Verwaltungsapparat von national unzuoerlässigensElementen
zu säuberii und rücksichtslos alle Korriiptionsfälle, die sich in der Zeit
der Systemregierungen ereignet haben, zu ahnden. Es ist kaum anzu-

nehmen, dafz nach Durchführung dieser Entsumpfiing des öffentlichen
und wirtschaftlichen Lebens durch den Rationalsozialismus voii den

marxistischen Bonzen noch viel übrig fein wird. Reben anderen be-,
findet sich auch der Führer der Danziger Sozialdemokratie, Genosse
B rill, in Haft; er wird sich wegen Beseitigung von Gewerkfchaftsik
gelbern zu verantworten haben. Gegen die frühere Zentrumsabgeordz
nete Martha K r i ck ist wegen fortgesetzten Betruges und
Unterschlagung Anklage erhoben. Die Liste der-größeren und kleineren

Skandale, in denen sich die Vertreter der abgewirtischaftetenSystem-v
regierungen ihre Westen bekleckert haben, lief-esich beliebig verlängerm
Die Gleichschaltung in Danzig vollzieht sichmit»de«rs·elbenNotwendig-
keit und die Verwirklichung des nationalsozialistischenEotalitatssk
anspruches erfüllt sich mit derselben Folgerichtigkeit wie im Reiche —-

nur mit Rücksicht auf die verfassungsrechtlicheSonderstellung der

Freien Stadt auf etwas anderem Wege als hier.

Gdingen ais Baumwolle-Inn
Schon bald nach Beginn des Zollkriegesniit Deutschland (1925)

tauchte in Polen der Plan auf, die Rohstoffe für die eigene Textil-

industrie, die bis dahin fast ausschließlichdurch Vermittlung des deut-

schen Handels bezogen wurden, künftig aus den Erzeugungsländern
direkt zu beziehen, und zwar über Gdingen, das zu einem grofzen
Baumwollumschlagsplatz ausgestaltet werden sollte. Die

Verwirklichung dieses Planes liefz freilich auf sich warten, da dort
erst die erforderlichen Einrichtungen geschaffen werden

mufzten,·undauch die Finanzierung der direkten Baum-

wolleinfuhr grofze Schwierigkeiten bereitete. Als aber auch diese
Frage gelöst war, begann um die Jahreswende 1930X31 die Einfuhr
vonBaumwolle über Gdingen zunächstin bescheidenem Umfange. Sie

betrug bis Mitte 1951 nur 2622,6 Tonnen und· erreichte ·bis«zum
Jahresende insgesamt 6063,s-1 Tonnen. Das erste Halbjahr ,1932
brachte weitere 7302,7 Tonnen, aber in der zweiten Jahreshälfte be-

gannen sich die polnischen Seepräferenzzölle bereits aus-

zuwirken, und die Vsaumwolleinfuhr stieg auf 19538,Z Tonnen, so dafz
die Gesamteinfuhr von Rohbaumwolle im vorigen Jahre dort bereits

auf 26 §39 Tonnen stieg. Die erste Jahreshälfte 1933 brachte dann

eine weitere starke Zunahme auf 34 498 Tonnen. Es ist daher kaum
ZU ZWE!i21U-«dafj»dieGefamteinfuhr des laufen-den Jahres die von 1932
90113 Ekbebllkh Ubersteigenwird. In dem Jahrfünft 1925 bis

1929 heivg Polen insgesamt 341727 Tonnen Roshbaumwolle, und
zwar Ju. mehr Als·90o. aus Deutschland. Bei Berücksichtigung des

anilondÆsz dle PvlnlikheIndustrie in diesem Zeitraum verhältnis-
WOBigwenig unter Krisenwirkungen zu leiden hatte, ergibt sich demnach
Im Rotmalbedarf der polnischen Baumwollindustrie von 68 345,5

Tonnen jährlich. Dafz die Baumwolleinfuhr über Gdingeii ·di«ese
Menge im laufenden Jahre erreichen wir-d, ist sehr wahrscheinlich;
Berücksichtigt man weiter, dafz die polnische Vsaumwvlleinfiihriiber

deutsche Häfen im laufenden Jahre fast ganz aufgehört hat, so
ergibt sich, dafz Polen mit der Förderung seiner

Pauniwolleinfuhr
üoer Gdingen sein Ziel,sl,khf11k

en cBezug diefeswichtigen Rohstoffes von Deutsch-
land unabhängig zu machen, nun ichvn Okkelkbk hat.

Polen wollte aber mehr: Gdingen itzllte das ·»»Bkle In e n de S

O stens« werden, das nicht nur dsle polnlikhe Textilindustrie sondern
auch, die szder Rachbarländer insbesondere der a n d st a at e n ,

Schwedens und der Cichekhoildwakeh mit Rohbaumtvolle
versorgen sollte. In dieser Beziehung blieb der polnischen Aktion aber
der Erfolg versagt. Gdiiigen konnte sich iii den letzten Jahren
zwar zu einem Einfuhrhafen fiir Baumwolle entwickeln, aber ein
Baumwollhandelsplatz wurde es nicht, weil die
nichtpolnischeii Verbraucher, die als Kunden Gdin·

gens in Frage kamen, ihren bisherigen Lieferanten
in Vremen und Liverpool durchwegs treu blieben.
Eine Ausnahme bilden nur einige tsch echische Firmen- dle

imivorigen Jahre 2555 Tonnen Rohbaumwolle über Gsdlngenbezogen,
und wenn diese Menge im laufenden Jahre auch OIHOStelgOkUnger-

fahren mag, so wird wohl auch dort bald die ErnuchkOkUUgkOMMEII

und die Erkenntnis, dafz die Loslössung der tikbechllkhenBaumwoll-v
veksorgung vom deutschen Handel nicht so leichtdurchzuführen-istllnd
die neuen Carifbestimmungen der Reichsbahn werden diese Entwick-

lung zweifellos noch beschleunigen.
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Die baltischenStaaten.
l Lettland.

Wie zu erwarten war, ergofz sich eine wahre Sintflut von Be-

schimpfungen seitens der gesamten sozialdemokratischen Presse Lett-
lands auf den lettischen Gesandten in«Berlin, K r i e w i nsch, der zum

,Parteitag nach Nürnberg gefahren war. Die ,,Socialdemokrats«
brachte unter der Überschrift »Der lettische Gesandte begrüszt den

"Hitlerismus·« einen Artikel, in dein es u. a. heifzt: Wenn dies wirk-

slich »den Tatsachen entspreche, so sei das ein Sskandal. Dieser Schritt
isei von ihm eigenmächtig getan worden, ohne die Einwilligung Rigas.
-«Da die-RSDAP. kein Staatsorgan sei, sondern nur eine private
Politische Organisation, der gegenüberkein Staat diplomatische Ver-

pflichtungen habe, »so seh-en wir in der Fahrt nur eine Verbeugung vor

Hitler und eine Fortsetzung der Vücklinge des lettischen Anden-
uiinisters Salnajs vor dem deutschen Aufzenminister von Rein-Ghin
7L’ondon«.

Um den Schimpfereien entgegenzutreten, veröffentlichte das lettische
Auszenniinisterium eine Presse-notiz dies Inhalts, dafz nicht nur-der

lettische, sondern sämtlich-e diplomatischen Vertreter von Hitler zur

Teilnahme am Reichsparteitag eingeladen wordenwärenund der Ein-

ladung auch Folge geleistet hätten. Diese Berichtigung genugte der

,,Socialdem-oikrats«.jedoch nicht. Sie brachte einen weiteren Artikel
ernter der Tiber-schrift:»Es ist und bslsesibtein Skandal.« ,,.Zur uns ist es

eiiierlei««,schreibt sie, ,,ob die Gesandten eingeladen worden sind oder

nicht. Wenn Italien, Litasuen und ein ander-er faschistischer Staat.(seit
wann ist denn Litauen faschistissch?) seine Vertreter nach-Nürnberg
schickt, so nimmt es nicht wund-er. Wenn es aber der Gesandte des

demokratischen Lettland tut, so silstdas ein Skandal. Krieivsinsch hätt-e
Dank ruhig absagen können. Die Hitlerleute haben die ausländischen
iVertreter nur zu reinen Repräsentatioiiszivecken eingeladen, um ihren
immer mehr sinkenden Ruf zu heben (ll). Auf jeden Fall ist eine der-
artige Anbiederungspolitik vom Blsickpunkt des Staatsinteressesein

ESkandaL Unwillkürlich fragt man sich, was unsere Biirgerlirhen dazu
sagen würden, wenn z.V. unser Gesandter in Moskau einen Kommu-

nistenkongrefz mritmachen würde« (l) Die «,,Socialdemokrats«will
weiter wissen, dasz fiir den Parteitag sin Nürnberg unzählige Millionen
ausgegeben worden sind, während Millionen Arbeitsloser auf den

Strafzen Hungers sterben. (ll) Asufzerdem hätten grofze Teile der SA
Izu-m obersten Führer den Gehorsam verweigert und es wäre nur mit

grvfzer Mühe gelungen, die Ruhe wieder herzustellen.(l) Zum Schlusse
heiszt es: »Auch diese faschistsischeMaskerade wird vergehen, und es

lkommt noch einmal der Tag, der das Gericht der Arbeiterschaft sehen
wird.« l

- Dafpeinigedeutsche Schulen in Lettland aus Anlafz des
-Riirnberger Parteitages den Schuluntserricht unterbrochen hatten, uni

den Schülern Gelegenheit zu geben, die Reden zu hören, ist für die

Piiikspresse ein besonders gewlkhtiger Grund, uin gegen alles Deutsche
zu hetzen. Die ,·-Sor«i-aldeinokrats·«findet es unerhört, dafz den Zitter-
leuten volle erlhelt gelpahtt WetPe,und wendet sich in scharfer Weise

gegen die tettlskhe RegleFUUgdie»die,,Hitlerpropaganda« ruhig ge-
währen lasse und damit die Rolle eines Totengräbers »der Selbständig-

-skeit des demokratischen Lettland spiele« (!) -

Auch die iiisdsilche Hei-e gean die ,,hitlekistischen Mörder-
baudeii« geht unentwegt wettet« Attmahlikhscheint aber nicht nur der

lettischen Regierung, sondern auch den lettischenBauern gi» Licht auf-
zugeheu, was für seinDWhtsFUskhWaIJMllkh da»inLettland festgesetzt hat.
Die jüdischen»legkanten -

dle elU Unexhortarrogantes Benehmen
zur Schau trag-en- fangen an- aUkh dem»k0teltenAnhänger der Inter-
nationale löstllg ZU Wetdens Als is elU ganz übler ,,Emigrant« aus

Lettsqnd ausgewlesentpdese,Ptotestlektedagegennur die unentivegte
·,;Socialdemo·krats«. Sie brachte einen uwehleidig

«

gestimmten Artikel
unter der libek«s·khklst!»HmPotltlsskhenZtUthllnge Deutschlands-werden
saus Lettland hinausgetrieben, aber diedjitlerleute werden verschont.«
Interesse-m list «

die Stellung der«lettisch-ch»auv-inistiskhen,-,P e d e ja
Bei dsi«, dies sich onfangss ourh tut die ,".Cnugranten«eingesetzt hatte.
neuerdings aber fordert, da.sz»,,Auslander»und Fremdstämmigennicht

mehr als Künstler austreten dUtfeIL »Eineinem »Ist die lettische Kunst
bedk0t)t?«beman Aufsatz wendet ste.llkh skhakf gegen den jüdischeii
«·Di·r·igentenZgnatz Waghattek- det Ilkh Ietzt neuerdings um einen Posten

an der Rigaer Staatsoper beworben hat, trotzdem er sich bereits

früher einmal durch sein Auftreten in Riga unangenehm bemerkbar
gemacht hatte.

.

’

Wenn es gilt, über das baltische Deutschtumherzufallen, sind sich
fast alle lettischen -Parteien einig, mögen sie-steh set-her nokh so heftig
«befehdeu. Auf- einen grundlegenden Aufsatz Dr. Vekkhakds in der

,,Rigaschen «Ru11dschau«,-der sich niit »der lettischen Agrarreform befafzt,
folgte sofort eine Flut von Beschimpfungeii und-»Entgegnungen«.
Dr. Bo rchard wies sin seiner sehr sachlichgehaltenen Arbeit u.a.

auf die vier hauptsächlichsten Fehler der lettischen
A g r a r r es o tin hin. Als solche bezeichnet er:

—

1. die entskhadlgungslose Enteignung des deutschen Land-s
—bei es; «

2. diLHentschädlgUUgstOseSuteiguiing der zum Landbesitze gehörigen
W ä l d e r ;

«

Z. die Ausschaltsung der L a n d es iv e h r l e ute bei der Lan-dvertei-
tUng (das sind die deutskh-battiskhenTruppen, denen sin erster Linie
sdie Befreiung des Landesvom-Bolsschewismus zu verdanken ist) und

4. die allzu grosze Beschneidung des R estgutbesitzes.—

»öffentlichen Sicherheit überträgt.

Dr. Borchardist ider Meinung, dafz diese Fehler wiedergutgemarht
werden können. Der ehemalige Ministerpräsident und Abgeordnete
Skujennik unterzieht sich in zwei längeren Aufsätzen in der ,,Zoa-—
nakas Zinas«»der wenig dankbaren Aufgabe, das von Dr. Borchard
Gesagte zu widerlegen. Er schreibt u. a.: ,,S-elbstverständlichist es, dafz
die weit-er bestehende Agrarreform in unserem Staate nicht davon ab-
hängen kann, ob es die deutsche Bewegung (geme-int ist der National-
sozialismus) wünscht oder nicht, denn der lettische Staat wurde doch
gegen den Willen der Deutschen geschaffen Mehr oder weniger be-
zeichnen alle Deutschen wegen der Agrarreform Lettland als Raub-
staat.« Sikujennik hat ganz recht, wenn er das sagt; denn die lettische
Agrarreform ist keine Reform der ländischen Verhältnisse im eigent-
lichen Sinne, sondern ein glatter Diebstahl gewesen. Und es ist noch
lange nicht selbstverständlich,dafz dieser vom lettischen Parlament sank-
tionierte»Diebstah-lweiter bestehen bleiben mufz. Die lettische Agrar-
reform ist nur als politische antideutsche Masznahme zu werten, und sie
laszt sich als solch-eauch wieder rückgängig machen-

Skujennik erregt sich über die Ausbreitung der nationalsozialsistis
schenIdeen im baltischen Deutschtum; er meint: Dieser Geist, in dem
die junge deutsche Generation aufwächst, sei für die Letten unmöglich.
Dasz das Anwachsen der nationalsozialistischen Bewegung in der
deutsch-baltischen Zugend Skujennik nicht pafzt, kann man sich denken.
Aber dieser Geist wird sich um so schneller ausbreiten, je rücksichtsloser
und seindseliger der lettische Staat das baltische Deutschtum behandelt.
Zu den vier Forderungen Borchards schreibt Sskujennik dann weiter:
Chr-e Verwirklichung würde der vollständigen Vernichtung der letti-
schen Agrarreform gleichkommen. Denn würde man den Gutsbesitzern
die Restgüter viergröszermso könnte das nur auf Kosten der schon
bestehenden Reuwirtschaften geschehen; wen-n man jetzt auch noch den

LandesrvehrleutenLaind zuteilen wollte, so hätten darunter wieder nur

dien lettischen Zungwirte zu leiden; wenn man den Deutschen die
Walderzurückgeben würde,-so käme-das einer —Wiederherstellungdes
Grofzgrundbesitzes gle«ich;- und wenn man schlieleich den Guts-
besitzern Entschädigungcnbewilligen wollte, so müfzte man die Zung-
ivirte mit neuen, für viele von ihnen untragbaren Steuern belegen-

,

(Forts. folgt-)

l Estland.

Wenn wir im Folgenden eine gedrängte iibersicht über die estnische
Presse der letzten Wochen zu geben versuchen, so inusz von vornherein
bemerkt werden, dasz seit Bestehen der Vorzensur mindestens die Hälfte
aller politischen Artikel gestrichen wird. An Stelle der politischen Auf-
sätze erscheinen sin der Presse allerhand Parabeln und Märchen, wohl
auch naturwissenschaftliche Abhandlungen, aus denen der aufmerksame
und mitcden politischen Verhältnissen vertraute Leser die von der amtlichen
Auffassung stark abweichende Ansicht des Artikel-schreibers über gewisse
Regierungsmafznahinen ohne weiteres herauslesen kann. Ein Teil der
Presse befolgt den Schritten der Behörden gegenüber die Taktik des

Totschweigens, so dafz die Regierung, wie verlautet, die Absicht haben
soll, die Presse durch Auflagen zu zwingen, die Leserschaft im Sinne
der Regierung über die innerpolitischen Vorgänge zusunterrsichten Die
Regierung hofft anscheinend, dadurch den passiven Widerstand der

Presse zu brechen. Das vielgelesene Sensationsblatt »Rahv-aleht«wurde
neulich verboten, weil es ein Gedicht brachte, dessen Zeilenanfänge von

oben nach unten gelesen, dem Zensor einen wenig freundlichen Grufz
zuriefen. Diese so deutlich zum Ausdruck gebrachte Tendenz gegen die

Pressepolitik der amtlichen Stellen hindert die Presse indessen keines-

wegs, ihren Kampf gegen die estnische Freiheitsbeivegung fortzusetzen:
Die Systeinzeitungen berichten über einen aus den Kreisen dser Partei

"

des gegenwärtigen Regierungsführers stammenden Vorschlag, die über-
lebte Regierungsordnung abzuändern, ohne dabei die bestehende Ver-

fassung anzutasten. Erreicht werden soll dieses Ziel einerseits durch eine

möglichstweitherzige unid weitgehende Auslegung-der geltend-en Staats-

grundgesetze, andererseits durch-einige Ergänzungen zuui Gesetz über
die Tätigkeit usiid den Amtsbereich der Staatsregierung und der

Minister-jen. Die Rechte des die Bezeichnung Staatsältester fiihrenden
Regierungsoberhaupts sollen demnach nicht unwesentlich erweitert

werden, und zwar sowohl der Staatsregierung als auch der Volks-

vertrsetung gegenüber. Unter anderem soll deni Staatsältsesten sogar
- der Ober-befehl- über die bewaffnete Macht in Friedenszeiten übertragen

werden, der bisher von der Gesamtregierung ausgeübt wurde. Ferner
soll ein Ermächtigungsgesetz erlassen werden, das der Staatsregierung
weitgehende Vollmachten iu· wirtschaftlicher Hinsicht und zum Schutz der

Die parlamentarische Hausordiiung
soll durch Erweiterung der Disziplinarbessugnllsedes Paktalilellkspkalk-
deuten verooiiständigt und die Amtsentsetzung der RegIersungdurchem

Mißtrauensvotuni erschwert werden. Die Staatsregierung erhalt das
Recht, die Dauer der Parlamentstagungeii festzusetzen und ihr nicht
genehme Gesetzanträgemit Ausnahme von Vusdgetigesetzenvonder Tages-
ordnung zu streichen. Diese Vorschlagehaben den Zweck,dem Ver-

fassungsänderungsantrag der Freihe-itskampfer. der Mitte Oktober zur

Volksabstimmung gelange-n soll, das Wasser abzugraben. Den gleichen
sZiveck verfolgt das ,,Päewaleht«,wenn es eine Abänderung des Ge-

setzes über den Volkseiitscheid fordert, und zivar dahingehend. dafz in

Zukunft die Hälfte aller Stimmberechtigten mit ja gestimmt haben ums-,
um einen Volksentscheisddurchzubringem während bishereine Stimmen-
mehrheit genügte, die mindestens ZO v. H. aller Stininiberechtigten
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ausniachte. Die Presse aller Parteirichtiingen beschäftigt sich viel mit

der in der letzten Zeit sehr rege gew-ordenenTätigkeit der estnisrhen
Sozialdemokratie Das Organ der Freiheitkämpfer ,,Böitlns« stellt
fest, daß die Sozialdemokratie neuerdings eine Einheitsfront mit den
in Estland verbotenen ·und illegal arbeitenden Kommunisten gebildet
habe. Das mittelparteiliche »Baba Maa« berichtet iiber eine große
Landarbeiwrkundgebung iu Karkus, auf der rechtssteihensde Teilnehmer
zum Verlassen der Versammlung gezwungen wurden. Es gelangten
außerordentlich radikale Entschließungen zur Annahme, die n.·a. die

Notwendigkeit einer rükksichtslosenBekämpfung der Freiheitsbewegusng
betonten. Viel Beachtung fand in der Presse der estnische Lehrertag,
der am 19. und 20. August in Reval stattfand und der gezeigt hat, wie

groß in Lehrerkresisrn der Einfluß der Sozialdemokratie noch immer ist.
Dieser Einfluß scheint sich aus der russischen Zeit unvermindert erhalten
zu haben, wo die Oehrerschast stets politisch links vrientiert war. Die

Tagung empfahl der estnisrhen Lehrerschaft Anschluß an den marxisti-
schen Arbeiterverband, Bogkott aller vaterländischen Organisationen
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und im übrigen —- Anschluß an diejenige Partei, die sich den Lohn-
forderungen der Lehrer am geneigitesten erweisen würde. Andere
Sorgen, als die uni Sicherstellung ihrer materiellen Lage, scheint dies-e
Lehrertagung nicht gehabt zu haben.

Zum Schluß kann an einer Nachricht,die durch die meisten estnischen
nnd lettischen Zeitungen gegangen lit, trotz ihres rein sensationellen
Charakters, nicht vorbeigegangen werden. DieseBlätter melden näm-

lich in der hierbei iiblichen Aufmachung, daß der in ·Estlandsich aushal-
ten-de »Hitleragent«, Baron BerntTiesenhausem seine südischeGeliebte
ermordet haben soll. An sich wäre keinerlei Veranlassiinggegebemsich
mit dieser Angelegenheit zu befassen. Es muß lediglich die liignerisrhe
Unterstellung abgewiesen werden, daß es sich bei Baron B. Tiefen-
hansen um einen Agenten Hitlers handelt. Es gibt solcheAgenten in
Estland nicht und hat nie solche gegeben, und wenn ein baltischer Renegat
Taten begeht, die der Presse Anlaß zu derartigen Rotizen geben, so
hat die nationalsozsialistische Bewegung sicherlich am allerwenigsten
etwas damit zu tun. —tg.—

Die überwindungder Arbeitslosigkeit tm Osten.
»Es hat niemand ein moralisches Recht, zu fordern, daß

andere tätig sind, um selbst nicht tätig sein zu brauchen, sondern
es hat jeder nur das Recht, zu verlangen, daß die staatliche
Organisation eines Volkes Mittel und Wege findet, um jedem
Arbeit zukommen zu l-assen«,so heißt es in der Proklamativn
Adolf Hitlers auf dem Reichsparteitag in cNürnberg.

Es ist nicht sozialistisch,wenn die, die in Arbeit und Verdienst stehen,
dauernd siir diejenigen mitsorgen sollen, die —- gleichgiiltig aus welchen
Gründen — arbeitslos sind. Es ist dagegen sozialistisch, wenn jeder sich
dort fiir die Gesamtheit nützlichmacht, wo immer sich eine Gelegenheit
bietet. Die Systemregierungen haben das ,,Recht auf Arbeit« pro-
klamiert — mit dem Erfolg, daß sieben Millionen Bvlsksgenofsen ihre
Arbeit verloren. Die nationalsozialistische Regierung verbindet mit dem
Recht auf Arbeit die Pflicht zur Arbeit — mit dem Erfolg, daß binnen
7 Monaten 2 Millionen Biolksgenossen in Arbeit und Verdienst zurück-
geführt werden konnten. Sozialismus heißt: die Arbeit anerkennen als

Verpflichtung gegenüber der Ration. Der Sozialismus kennt kein

Recht auf Rente, wo die physischen Voraussetzungen zur Arbeits-
leistung vorhanden sind. Der Sozialismsus fragt, wenn es die Avt der
Ration zu wenden gilt, nicht danach, ob bei der Einschsaltung in dem

Arbeitsprozeß die Bequemlichkeit des einzelnen auf dem Spiele steht.
Theoretisch war man sich schon lange klar darüber, daß es nicht
möglich sein wird, die Gesamtzahl der Arbeitslosen in den Beruer
wieder unterzubringen, in denen sie früher tätig gewesen sind. Aber
die Systemregierungen von früher scheuten sich, daraus die einzig mög-
liche Folgerung zu ziehen: nämlich die Arbeitslosen, die in ihren alte-n
Berufen nicht untergebracht werden können. in andere Arbeitsgebiete
zu leiten. Sie scheuten sich vor einem solchen ,,Eingrisf in die per-

sönlicheFreiheit«; und sie«wußten war-um! Sie wußten, daß sie es

nicht wagen durften, personliche Opfer zu fordern. Es hat erst der

tiefen seelischen Erneuerung durch den Rativnalsvzialismus bedurft, um

die massenweise Berpflanzungvon Arbeitslosen in berufssremde Ar-
beitsstellen durchführen zu können.

Als erste Provinz »wurdeOstpreußen von Arbeitslosen befreit.
Ende August wurdenuber »So000 Personen bei Rotstandsarbeiten und

bei öffentlichenArbeiten, die mit Darlehen aus dem Sofortprogramm
sur 1»9ZZgefordert werden, beschäftigt. Ein großer Teil der neu in
Arbeit Gekommenen ist, da sich ihr Arbeitsplatz nicht an ihrem Wohn-
ort befindet, in geschlossenen Arbeitslagern unter Betreuung von

Lagersiihrern untergebrarht. In Ostpresußenbestehen z.Z· 388 der-
artige Lager.

Als zweite Provinz wurde ·am 6. September die Grenzmark
P o se n - W e st p r e u ß e n frei von Arbeitslosen gemeldet. Als erstem
grenzmärkischemKreis war es dem Kreise Meseritz gelungen, die Ar-
beitslosigkeit zu.überwinden.»Rsun ist es diesem Kreis auch als erstem
gelungen, den Sieg zu befestigen und auszubauen und in Zukunft selbst
noch Erwerbslose aus Schneidemiih-l, Landsberg und Frankfurt a.d. O.
unterzubringen.

Pommern soll die nächsteProvinz sein, die gänzlich arbeits-
lsosenfrei gemacht wird. Rur in 5 Kreisen dieser Provinz hat es am

gSeptember noch Arbeitslose gegeben. Im Monat August fiel die
Zahl »derErwerbslosen im Bereich des Landesarbeitsamtes Stettin,
d.h. in Pommern und MecklenburgsStrelitz, um 22600 auf 51600
am 31.August (gegenuber 100000 am gleichen Tage des Borjahres).
Wesentlich trug zur Entlastung des Arbeitsmarktes die Aufnahme-—
fähigkeit der Landwirtschaft bei, in der auch eine große Anzahl von

Angehörigen anderer Berufe, oor allem des Metall-, Holz- und Ban-

gewe.rbes,untergebracht wer-den konnten. Wie in den anderen Os-
provinzen, so sind auch in Pommern ans anderen Landesteileii zahl-
reiche Landhelfer und -helferinnen eingestellt worden; von den·9000

Landhelsern im Bereich des Stettiner Landesarbeitsaintes stammen
5700·vvn»außerhalb der Provinz, und zwar hauptsächlichaus den In-
dustriebezirken RheinlandsBJestfalens

Vtzkkachtltchesortschritte hat der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit
Cychm der Provinz Brandenburg zu verzeichnen. Zwar war
hlsk dkkl VSMUDUNAPUkein so durchschlagender Erfolg wie in den be-
MtsbbakkellOITPWVMZEILm- der Grenzmark und -in Pommern be-
schieden,da die Arbeitsmarktverhältnissehier stark unter dem Druck

der Grvßstadt Berlin stehen, die trotz erheblicher Berringerung der

Arbeitslosenzahl immer noch mehr als Z Million Erwerbslose zählt»
Doch war die Zahl der Arbeitslosen auch in der Mark Brandenburg
bereits am 15. August gegenüber dem 31.Z-anuar d.Z. bereits um

49,Z v.H. auf rund 111000 gesunken. Einige Kreise, Westhavellan-d,
Prenzlau, Westpriegnitz unsd Tempslin, konnten am ts. August schon
einen Rückgang der Arbeitslosigkeit um 82 bis 90 v.H. verzeichnen;
und am 10. September wurde als erster brandenburgifcher Kreis der
Kreis Landsberg (Warthe) frei von Arbeitslosen gemeldet.

In Oberschlesien ist die Zahl der Arbeitslosen von Ende
Februar d.Z. bis Ende August um 48 000 gesunken. Am 31.August
wurden noch rund 90000 Arbeitslose gezählt. Am Rückgang der

Arbeitslosigkeit hat auch die Industrie verhältnismäßig starken An-
teil. Im Kreise Guttentag sind sämtliche Wohlfahrts-Erwerbs-
losen in Arbeitsstellen untergebracht; die noch vorhandenen Unterstützten
der Arbeitslosen-s und Krisenfürsorge werden binnen kurzem gleichfalls
neuen Arbeitsstätten zugeführt werden. Im Kreise«Kreuzburg
hängt die Unterbringung der noch vorhandenen Arbeitslosen von der

Finanzierung eines großen, bereits in Vorbereitung befindlichenAr-

beitsprojektes ab. Im Kreise Rosenberg konnte die letzte Zahl-
stelle des Arbeitsamtes aufgelöst werden. Das größte, in Oberschlesien
geplante Arbeitsvorkommen ist der Bau eines Kanals, der an Stelle
des vor 125 Zahren gebauten, veralteten Klodnitzkanals das In-
dustriegebiet mit der Oder verbinden und damit eine jashrzehntealte
Forderung der oberschlesischen Wirtschaft verwirklichen soll. Der
Kanalbau wiirde für die Dauer von 4 Jahren etwa 7000 bis 8000
Arbeitern Beschäftigung geben. Der neue Kanal soll auch die größten
Oderkähne aufnehmen könne-n und so gebaut werden, daß er jederzeit
für looOsTonnensSchiffe erweitert werden kann, während der Klvdniitzs
kanal nsur für 150-Tonnen-Kähne Platz bot. Statt der 18 Schleusen
des Klodnitzkanals wir-d der neue Kanal nur 7 Schleusen erhalten.
Er nimmt seinen Ausgang von einem großen Hafen, der am Westrand
von Gleiwitz gebaut wird und führt dann durch das neue Stauberken
von Sersno in die Oder unterhalb von ToseL llm auch der erhofften
Zukunftsentwirklung Raum zu geben, wird .zwischen Slawentzitz und
K-an-«drzindie Abzweigung fiir den Oder-Donau-Kanal
vorgesehen. Die Arbeiten werden bereits in diesem Herbst aufge-
nommen, und zwar werden jetzt und im kommen-den Frühjahr etwa

1000 Mann Erdarbeiten verrichten. Der Tag, an dem der Beschluß
zum Kanalbau gefaßt wurde, wird ein bedeuten-der Denkstein in der

Entwickelung der Provinz Oberschlesien in politischer und wirtschaft-·
licher Hinsicht sein. An Stelle des endlosen und nutzlosen Hin- und
Hergeredes ist jetzt der Entschluß zum Handeln getreten. Die o b er-

schlesische Industrie, an deren Gedeihen die Bevölkerung des

ganzen Industriegebietes in allen Teilen lebenswichtig interessiert ist,
wird durch diesen Kanalbau aus der-unheilvollen Markt-
ferne erlöst. Sie gewinnt die Möglichkeit, ihre Erzeugnisse aus
dem Wasserwege ins Reich zu- entsenden, ohne mit der Vorfracht In-

dustriegebiet—Eosel-Oderhafenbelastet zu sein.

Staatsminister Sermann Essen
der Schirmherr der Landesgruppe Bayern des BDO.,

besucht die bayerisrhe Ostmark.
Die Landesgruppe Bayern des BUUDSS Deutscher Osten kann ans

zwei Kundgebungen an der Ostgrenze zurückblicken,die geradezu
imponierend gezeigt haben, wie sehr die Ideen des Bandes in den
breitesten Volkskreisen Fuß gefaßt haben. Am 31.Augusk marschierte
am Brennes, am Fuß des Arbergipsels, die Bevölkerung des Bauers-
srhen cWaldes ans. Die feierliche libergabe des Schutzhauses auf des

Silber-hätte an staatsminister Herinaun Esset vereinigte am 10.SSP—«
tember die uördlich der Further Senke gelegenen Gebiete.«An den

vorhergehenden Tagen hatte Minister Esset eine Yesichktgungsreise
in den siidlichen und mittleren cWald unternommen, bei der er von der

Grenzbevölkerung begeistert als Schirmherr der«»BaxIEPllchenOslmark
begrüßt wurde. In der nächsten cNummer verofjeulllchenwir einen

ausführlichen Bericht über die Reise des Mut-stets Und über die
großen Veranstaltungen der Landesgruppe Bayern
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Pomiicize Phantasiee.
Die polnsischePresse beschäftigt sich z.Zt. wie-der einmal mit ihrem

Lieblingsthenia, dein ,,urpolniscl)en« Charakter der deutschen Os-
provinzen. In Verbindung mit der österreichischenFrage wird in der

nationaldenrokratischen »Gazeta Warszawska·· die srage eines Aus-

tauschsOfterreichs gegen Oftpreufzen erwogen in dem Sinne, dafz Polen
gnadig bereit fein würde, feine Zustimmung zum Zufamnienschlufz Oster-
reichs mit dem Reiche zu geben, wenn Deutschland ihm dafür nicht
mehr und nicht wenig-er als die Provinz Oftpreuszen abtritt. »Wir
wären bereit«, schreibt das cZZJarfchauerBlatt, ,,uns mit dieser Ansicht
(dasz nämlich der Anschlusz moglirh und notwendig ift), einverstanden zu

erklären, wenn Deutschland an der»Ostsee nicht ein starkes, nach
cNorden vorgeschobenes Bollwerk in Gestalt Ostpreufzens besäsze.
Hätten sich die Leiter der·PariserKonferenz nach den Weisungen der

polnischen Delegathll geklkthk Und Oskpreufzen vom Reich getrennt,
sich aber mit··demAnschlufz Ofterreichs an Deutschland einverstanden
erklärt, so ware die Geschichte Deutschlands auf andere Vahnen ge-
leitet worden. Dies geschah jedoch nicht, man beliesz Ostpreufzen bei

Deiitschland,·das nun kräftig an der Ostsee steht und die Hand nach
Norden ausftrerkt. Wollte man Deutschland unter diesen Bedingungen
gestatten, sich Ofterreicheinzuverleiben, so wäre dies ein grober Fehler,
denn man würde es stärken und ihm gestatten, um so erfolgreicher nach
Osten vorzusdringen..Rimmtman aber einen solchen Standpunkt ein,
so wäre es die einzige wirksame Art, Deutschl-and vor dem Anschliisz
abzuschreckem ihm zu verstehen zu geben, dafz die sragen der Zukunft
Ofterreirhs- und Ostpreufzens eng miteinander verknüpft sind.«

Der Ansicht, dafz die österreichischeund die oftpreufzisrhe srage eng
miteinander zusammenhängen,sind wir allerdings auch —, freilich in

einem ganz anderen Sinne als die ,,Gazeta Wsarszawfka«. Ost-
preufzesn und Osterreich sind zwei gleichgevrdnete

und zwei für das Deutschtuni in gleicher Weise un-.

entbehrliche Erkpfeiler seiner Stellung im Osten.
Deutschland könnte auf Oftpreufzen nicht verzichten, ohne zugleich seine
Position im Siidofteii zu srl)wärhen,.wie umgekehrt eine willensmäfzige
Gleichsrhaltung der Wiener Politik mit derjenigen der Reichshauptstadt
zugleich auch eine Stärkung des ostpreuszjsrhen Eckpfeilers darstellt.
Die Stärke der gesamtdeutschen Ostftellung hängt von der Stärke jedes
einzelnen Abschnittes dieser Osststellungab.

Aber mit Osstpreuszen allein sind die Polen norh nicht zufrieden,
was folgendes Ereignis von neue-m beweist: In der Sommerresidenz
des polnischen Staatspräfidenten Prof. Ai vsr i r ki in Spala
san-d kürzlich ein groszes Erntedankfeft statt, an dem etwa 25 000 Per-
sonen teilnehmen. In Gegenwart des Staatsprässidenten hat bei dieser
Gelegenheit der seftleiter, der Starost Ai i otul, eine Rede gehalten,
in der er auf die Bedeutung der Meereskiiste für Polen hinwies und
dann fortfuhr: »Wenn es notwendig sein wird, werden wir n ach
Stettin und Königsberg marschieren, denn diese
Gebiete sind doch von einer kernpolnischen Be-
v ö l k e r u n g b e s i e d e l t. (ll) Wir würden damit keine Sünde

begehen, denn wir würden nur unsere Brüder aus der Unfreiheit er-

lössen.« An sich kann es uns ja ziemlich gleichgültig sein, in welcher
Form dieser Starost seinem kriesgerischen Tatendrang Ausdruck ver-

leiht ——, was uns an diesem sall interessiert und was ihn zu einem

politisch bemerkenswerten Ereignis macht, das ist die Tatsache, dasz
der polnische Staatspräsident sich diese Rede, ohne
Widerspruch zu erheben, angehört und damit zu erkennen gegeben hat,
dasz die Aufreizung der polnischen öffentlichkeit gegen Deutschland
und die Verbreitung offensichtlicher Lügen über die deutschen Ost-
prosoinzen seiner Absicht und seinem Willen entsprechen.

GltlandWoche
120-Aiillionen-Aiileihe.

Der PolitischeStaatspräjideiit hat afn 5. September eine Rot-

verordnung uber die Einsission einer 6proz. Inlandsanleihe in Höhe von

120 Millionen Goldzlotg unterzeichnet. Kapital und Zinsen der An-

leihe werden durch das gesamte bewegliche und unbewgliche Vermögen
des Staates sichergestellt. Die Einlöfung erfolgt nach Ablauf von«zehn
Jahren, vom Datum der Emissivn an·gerech.net.Die Obligationen
werd-en nach ihrem Rennwert von den dinanzamtern zur Zahlung vvn

Erbs·chafts- und Schenkiingssteuern entgegengenomnieii; sie sind steuer-
und abgabenfrei, unterliegen keiner Pfändung und genieszen alle Rechte
mündelsichererPsapiere Der Anleishebetrag dient zur Deckung des in

diesem Jahre«zu erwartenden Zehlbetrages im Staatshaushalte Von

Regierungs-fette wird eine starke Propaganda entfaltet, um die Be-

völkerung von ·dernationalen und moralischen Verpflichtung zur Zeich-
nung der Anleihe zu überzeugen.

Die Verjuduiig'Pvimnerellens.
Die nationaldemokratische»,,Gaze»taWarszawskn« beklagt

sich über die »Gefahr der zwischenEinwanderungin P·ommerellen«.
Immer hartnäckiger,so helltk Es, VIJAUSEsich das Zudentum in die

sauberen Städte POMIIWWUIZNS-IVlJbSldiese Eindriiiglingeeine Selbs-
sicherheit auszeichne, »dievfkmals die Zormeiner Herausforderungder

Gefühle der Ortsbevolkerung annehme. Die Bevolkerung von P
merellen niiisfe den Kampf gegen das Zudentusni unter der Lesung auf-
nehmen: Bei Juden darf Ulkbk gekauft Wetdelli Ieder,- der in einem

«iiidischenGeschäft kauft, musz dessen eingedenk sein, dafz er dadurch
den Arbeitslosen Polens ein Unrecht zufügt.

Vammenschluszdes Deutschtums in Ost-Oberfchlejieu.
Die Idee der deutschenVolksgemeinschaftund damit dass-Ida der

deutschen Parteizerrissenheitin Oftoberschlesjenmacht Fortschritte, die

Abkehr voni Sozialismus ist augenscheinlich. In Ricolai bei Kattowilz
hat der gröfzie Teil der Stasdtvervrdnetender deutschen Iozjakjjzjschen
Arbeiterpartei in Polen eine Erklarung angegeben-»der Jufolge sie
ihren Austritt aus der sozialistischenPartei gnksjndzggnund. gleich-

zzezsitigder Deutschen Partei beitreten. Das«einzige deutsche jezjqjijkjsche
latt Osstoberfchlsesiens,das friiher Tageszeitung war, »D e r V o l k s-

Wll!2«, erscheint nur noch einmal in der Woche.

So entstehen Greuelmärkhen.

Ein in Gleiwitz woshnhafter politisch-er Staatsangehöriger war An-

fang Aiai»ohneAusweis über die Grenze gegangen. Um nun nicht
zuriickgeskhlkjskJu»werden,erdichteteer einen Ilberfall, den Hiitlerleute
auf ihn verubt hatten, worauf er uber· die Grenze geflohen sei. Tat-

sächlichwar der «Pvlegeschlagen worden, aber von den Brüdern seiner
stau, nach-dem diesevon ihm eine Ohrfeige erhalten hatte. Als er nach
etwa 14 Tagen wieder nach Deutschland zurückkehrte,erklärte er, er

habe den ilberfall der Hitlerleute den polnischen Beamten nur er-

zählt, »Im feine Verwandten nicht blofzzustellen«. Inzwischen aber

hatte die-;,Polsk.a Zarho·d-nia«-ausdieser handgreiflichen Fami-
lienunterhsaltung eines der üblichenGreuelmärchen..gemacht.

·

om-
«

Ausfliig mit Hindernis-fein
Die deutsche Gewerkschaft kaufmännischer An-

g estellter (D. H. V.) in Kattowitz veranstaltete Anfang September,
wies alljährlich,für ihre Kaufmannslehrlinge und Zunggehilfen ein

Kreisiugendtreffen insit Asiisflug nach Bielitz. Die Veranstal-
tung, an der 137 Personen teilnahmen, »erfreute« sich der ganz un-

gewohnlichen Aufmerksamkeit der Polizei. Schon vor der Abfahrt er-

schien eine Polizeiabteilung, und der Leiterdes Ausfluges, Geschäfts-
führer Koruschvwitz, wurde p o l i z e i l irh v e r n o m m e n und ihm
der Vorwurf gemacht, einen ,,verbvtenen Unizug«durch die Straszen
geführt zu haben. In Wirklichkeit war ausdrücklich angeordnet
worden, dasz die Ausflugsteilnehmer nicht geschlossen zum Bahnhvfe
kommen sollten. In Bielitz wurden die Ausflügler von der dortigen
Polizeiam Bahnhvfe empfangen und anderthalb Stunden lang auf-
gehalten, weil sämtliche Teilnehmer registriert werden

mufzten. Die Folge dieser Schikane war, dafz das vorgesehene Pro-
gramm des Ausfluges nicht eingehalten werden konnte. Zum liberflufz
mufzte nachträglich auch noch ein Verzeichnis der Teil-

nehmer bei der Kattvwitzer Kriminalpvlizei ein-;

gereicht werden.

Drei Monate Gefängnis.
Der deutsche cMinderheitsangehörige Herbert Kuhnert aus

Kiszkoivo (Kr. Gnesen) wurde zu drei Monaten Gefängnis verurteilt,
weil er angeblich das polnische Volk beleidigt haben soll. Die Ver-
urteilung erfolgte auf Grund der Aussage eines polnischen Spitzels.
Trotzdem keiner der anderen Zeugen in der Lage war, dessen Aussage
zu bestätigen, hielt das Gericht die beleidigenden Auszerungenfur »er-
wiesen. Das Vergehen des Angeklagten, heifzt es in der Urteils-
begründung, sei bezeichnend für die seindseligkeit der deutschenMinder-

heit gegenüber dem polnischen Staat. Die Strafe sei nicht zu hoch,-
wenn man bedenke, welche Strafe ein Pole in Deutschland zu ges-

wärtigen habe, der sich eines ähnlichen Vergehens schuldig mache. (l?)

Schicksale deutscher Lehrer iii Pol-en
Wiederum sind mehrere deutsche Lehrer von der polnischen Schul-

behörde ihrer Posten enthoben und in den Ruhestandversetztworden.
Es handelt sich um die deutschen Lehrer Ste nzel in Kuslim Ros-X
ler in Wegielnia, Kopi olek in GrvB-Lipke und Link e« in

Srhwarzhauland. Die genannten Ortschaften liegen im Kreise Treu-
tvmifchel. Der Unterricht in den betreffen-den Schulen wird zunachst
von polnischen Lehrern erteilt. Es ist zu befürchten, dafz dieseSchulen
nicht weiterbestehen bzw. ihren deutschen Eharakter verlieren und

pvlonisiert werden.
«

Der den Kreis angrowitz und Znin betreuende deutsche Wan-

.d e r l e h r e r Wirth hatte sich vor dem Bezirksrichter in Bromberg
wegen angeblich illegalen Unterrichtes in Rzerz, Kreis Znin, zu ver-

antworten. Als »Beweismaterial«lagen eine Hirtsche Schreib-Le-se-
fsibel, eine Rechtschreiblehre und Diktate der Kinder vor. Der Richter
vierurteilte den Angeklagten zu 200 Zloty Geldstrafe und Tragung
der Kosten. In allen anderen Sprach-en darf in Polen privater Unter-

richt erteilt werden; darum kümmert sich keine Schulbehörde und kein
Starost. Rur die Sprache der deutschen Minderheit, deren Rechte

.im Minderheitenschulzvertrage festgelegt sind, wird unterdrückt



WWWW WW

Yflösung deutscher Schulen.
Die deutsche Klasse der öffentlichenBsolksschule in Wirsitz ist

mit sofortiger Wirkung aufgelöst worden-. Die Kinder werden auf die

Klassen mit polnischer Unterrichtssprache verteilt. Die deutsche Schüler-«
zahl der auf-gelöstenKlasse hat in den letzten Jahren immer über 50

betragen und schwankte mit Beginn des neuen Schuljahres um 40.

Rach dein Minderheitenschutzvertrag sind die polnischen Behörden nur

daiin zur Auflösung berechtigt, wenn in drei Jahren hintereinander die

Schülerzahl weniger als 40 beträgt. An diese cVorschriften hält sich
Polen ebensowenig wie an irgendeine andere der Verpflichtungen, die

ihm zugunsten der dseutscheiiMinderheit auferlegt worden ist. .

Nach-dem das neue Schuljahr bereits begonnen hat, wurde plötzlich
in Zalenze (0-stoberschlesien) den Eltern, deren Kinder die deutsche
evangelische Schule besuchen, mitgeteilt, dafz diese Schule der evan-

gelischen Schule in Kattowitz angegliedert worden ist, obwohl die Schule
in Zalenze aus Mitteln der dortigen evangelischen Organisationen er-

richtet wurde, und sie von über 80 Kindern besucht wird. Die Kinder

sind gezwungen, zum Teil täglich einen Weg von über vier Kilometer

zurückzulegen,um die Schule in Kattowitz zu erreichen. Die politische
Klasse der evangelischen Schule jedoch bleibt weiter in Zalenze, ob-

wohl sie nur von etwa 20 Kindern besucht ist.

Schmierfinken. .

In Reustadt (Pommerellen) wurden nachts einige pol-—
nische Schmierfinken dabei ertappt, wie sie die Häuser von

Angehörigen der deutschen Minderheit mit Teer bemalten.
Besonders aufs ein deutsches Geschäftshaus und auf das Gebäude der

Deutschen Bolksbank hatten sie es abgesehen; die Fassaden hatten sie
mit Hakenkreuzen und H-Buchsta-ben (= Hitler) »geziert7«.Als sie sich -

beobachtet sahen, ·riicktensie aus und gaben auf der Flucht auf ihre

EBhelrfolgernoch einige Schüsse ab, dsie glücklicherweise ihr Ziel ver-

e ten.

Deutscher Kommunistenfiihrer ermordet.

Bor drei Wochen ivurde aus einem Rebenflufz der Weichsel bei

Warschau die Leiche eines deutschen Kommunistenführers geborgen,
der vor längerer Zeit illegal die Grenze überschritten und grössere
.Geldsuinmen, vermutlich einen Teil der kommunistischen Parteikasse,
bei sich geführt hatte. Der Tote, dessen cZiame geheim gehalten wird,
ist offenbar das Opfer eines Raubiiberfalles geworden.

Deutsche Lehrlinge nicht zugelassen.
Bei ein-er Lehrlingsprüfung,- die auf- der .-Bismarckhütte

vorgenommen wurde, wurden sämtliche Bewerber, die die Min d er-

heitssch iile durchlaufen hatten, abgewiesen, ebenso auch ein Absol-
vent, der ein Jahr lang die Kattowitzer Handelsschule besucht hatte.
Die Ablehnung der deutschen Bewerber erfolgte —an Grund einer

Sprachprüfung, über deren Berechtigung starke Zweifel geäufzert
werden müssen.

Deutsch sprechen verboten.

Der Bund polnischer Beamten der Kattowitzer A.G., in dein sikh
die polnischen Beamten der Bismarckhütte und Falva-
Hütte zusammengeschlossenhaben, hat auf seiner Generalversamm-
lung eine Entschließung gefasztzin der die Generaldirektion dieser
Unternehmungen aufgefordert wird, zu verfügen, dafz im gesa mten

Berwaltungsverkehr nur
-

noch die polnische
Sprache angewendet werden dürfe. In der Entschließungwird be-

tont, dasz die bisherigen Bemühungen des Bundes in dies-er Richtung
erfolglos geblieben seien. Eine ähnliche Aktion ist«auch auf der

D e u t s ch l a n d g r u b e in die cBjiegegeleitet worden und« der West-
markenverein hat seinerzeitan der Guidottohütte ebenfalls«
gegen das Deutschtum einen Borstofz unte·rnommen.·

«

-Das-deutsche Gymnassium in Kowno.

Beim Beginn des Schuliahres am 1.September wurde festgestellt,
dafz fast alle jüdischen Schüler das deutsche Guin-
nasium in Kowno verlassen haben. Es handelt sich-hier um
eine Auswirkung der antideutschen jüdischenBogkottbewegung Die

jüdischen Schüler machten bisher etwa 40 v.H. der Gesamtzahl der

Schüler des deutschen Gymnasiums aus. Das .Weit«erbestehen
des Ggmnasiums ist übrigens trotz dieser Massenaustrittevoll-
ständig gesichert.

«Der Weisjrussenfiihrer Taraszk-iewicz.
«

Der Führer der weifzrussischenBewegung iiin Polen, T a r aszk i e-

wicz, sist von Polen an Sowjetrufjland ausgeliefert und damit iii

Freiheit gesetzt worden. Taraszkieivicz war im Herbst vorigen
Jahres vom Wilnaer Bezirksgericht wegen Versuchs eines bewaff-

neten Aufstandes zu 5 Jahren Juchthaus verurteilt wor-

den, von denen er ein Jahr abgesessen hat. Bon russischer Seite ist
»mi»Austausch dafür der bekannte weifzrussische Dichter Olechno-
wlki aus Minskz der dort ein Theater zu grüiiden versuchte und zu
10 Zahlen Zuchthaus verurteilt wurde, an Polen ausgeliefert worden-

Yie 76. Ratstagung des Völkerbundes

DIE bevorstehendkcagung.desVölkerbundsrates wird sich mit
mehreren deutsch-polnischen Minderheitenfragen befassen-. Darunter
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—sichum ein polnisches Militärfliigzeug mit M-aschinengewehr.

IWWWMOM

befindensichauchzwei Petitionen des Deutschen Volks-
bl111dL S«111 O it 0"b-2;klkh l·es«i.en. Die eine dieser Fragen betrifft
das .J uliu s - Hospita l Yin R u b n i k und hat den Bölkerbund

bereits fruher beschaftigt Dieser hatte einen Juristenausschufz mit der
Prüfung des Eigentumsrechtsbeauftragt. Das Gutachten dieses Aus-

schussesliegt setzt zur Prufung vor. Ebenso hat sich der Rat bereits
einmal mit zwei Petitionen von Angehorigen der deutschen Minderheit
in Ostoberschlesien, B i e n e k u n d K o Z l v 12 k befaszt, die nun wieder
auf der Tagesordnung stehen. In beiden Fällen bat der Bölkerbunds-
rat die Angelegenheit auf die Herbsttagung verschoben, um vorher
von den Urteilen der polnischen Gerichte, die sich mit den beiden
Angelegenheiten befassen, Kenntnis zu nehmen. Der Rat wird sich
auch mit zwei Klagen des Polenbund-es in Deutsch-
land zu befassen haben. In einein Falle wendet sich der Polenbund
gegen die Änderung des Wahlverfahrens durch die Reichstagswahlen,
wodurch-sich die Polenininderheit benachteiligt glaubt. Es handelt sich
um den-Erlaß gegen die Splitterparteien. Die andere
Petition befafzt sich mit dein Berbot einer Minderheiten-
zusammenkunft durch die Behörden. In beiden Fällen hat die
Deutsche Regierung bereits die nötigen Erklärungen eingereicht. Es
heiszt, dafz Polen auch den Fall Potempa vor den Rat zu ziehen he-
absichtigt — als ob das etivas mit Minderheitsfragen zu tun hättet

Einschränkungen an den polnischenHochschulen.
In den akademischen Kreisen herrscht starke Beunruhigung über die

mit grosser Bestimmtheit auftretenden Gerüchte, nach welchen die Ae-

gierung eine recht-bedeutende -'Anzahl von Lehrstühlen
an verschiedenen Hochschulen aufheben will, wobei diese
Mafznahme offiziell mit Sparsamkeitsrücksichten begründet wird. An

der Warschauer Universität soll ein Katheder für Rechtswissen-
schaft und eines fiir Wirtschaftskunde eingezogen werden. An der
Krakasu er Universität sind acht Lehrstühle für die Aufhebung vor-

gemerkt, und an der erst nach dein Kriege gegründeten Posener
Universität soll sogar eine Abschaffuiig von 17 Kathedern beschlossen
sein. Rsach einer Mitteilung des ,,Raprzod«·«werden an der Technischen
Hochschule Lemberg zwölf Lehrstühle eingehen. Gänzlich aufge-
hoben werden dort zwei Fakultäten, die Forstfaikultät und die All-

gemeine Fakultät. Infolge der Aufhebung der Forstfakultätfallen
sieben Lehrstühle fort. In der chemischen Fakultät wird der Lehrstuhl
für Botanik aufgehoben. In der Ingenieurfakultät werden die Lehr-
stühle für Physik und Landwirtschaft, in der Allgemeinen Fakultät
der Lehrstuhl für Mathematik aufgehoben· Aiiszerdem soll sder Lehr-
stuhl für theoretische Physik fortfallen.

Eine Geschichte vorn AnnaberL
Bon einer Wallfahrer-Prozession in Annaberg, Oberschlesien, er-

zählt inaii sich folgende kleine Geschichte: ·

Nachdem die Prozession schon längere Zeit unterwegs war, wurde
der Fahnenträgermüde und legte die Fahne über idie Schulter. Dsie

»Quastender Fahne fuhren dabei stets dem hinter dem Fahnenträger
gehenden Geistlichen unter die Rase und deshalb rief dieser: »Die
Fahne hoch!«-Daraufhin stimmtedie ganze Prozession das Lied an:

»Die Fahne hoch, die Reihen dicht geschlossen.«

700 Jahre Entm.

Die Weichselstadt wurde im Jahre 1233 durch den Deutschen Ritter-
«»ordengegründet, so dasz sie in diesem Jahre auf ihr 700jähriges Be- «

stehen zurückblickenkann. Ebenso wie in Thorn hat die polnischePost
aus diesem Anlasz einen grofzen Stempel eingeführt, der auf dem

Auszeiiriiig die polnische Inschrift ,,Eulm 1233—193’«trägt.

Polnische Briesmarken in Amerika.

Infolge der Bemühungen der polnischen Mitglieder des amerika-

nischen Kongresses hat .sich der Generalpostmeister in Washington
entschlossen, Postwertzeicheii init deni Bilde Kosciusz-
kos herauszugeben. Die-se Posstwertzeichen zu 5 Eent werden im

Oktober dieses Jahres erscheinen.

Polnisches Flugzeug auf deutschem Gebiet.

Bei Grebliiie (Kreis Milit"sch) landete am 10. September wegen
Brennstoffmasngels ein polnisches Militärflugzeug.. Die

beiden Insassen, ein Offizier und sein Begleiter, wurden bis zur

Klärungder Angelegenheit in Schutzhajt«gEUOMMOEL TZOS»3»IU939UA
landete auf einem Sturzacker am Doniinium Grebline. Zufallig fand

-in Grebliiie eine Beerdigung-statt, an der sich auch der Kriegerverein
beteiligte. Als diePolen sich orientiert hatten, versuchten sie wieder

zu starteii. Der Pilot hatte bereits den Propeller angeworfen, als

Mitglieder des Kriegervereiiishiiizusprangen und ihn festnahmen. Dann

ivurde auch der·zweite Flieger »aus dein Flugzeug geholt. Es

Blaikdeltu.er-

dem hatten die Insasseii Ariiieepistolen bei sich.

Woldemaras iiber die Memelfrage.
Der ehemalige litauissche MinisterprässidentJBZoldemar as, der

gegenwärtig in dem kleinen litauischen Provinzort lebt, wo er sich
«mit schriftstellerischeii Arbeiten beschäftigt, hat in Paris den ersten

Band seines Werkes ,,Litauen und Deutschland«erscheinen lassen.
Das Buch ist in französischer Sprache verfafzt und behandelt

-die Memelfrage mit ihren Auswirkungen»auf die Beziehungen
zwischen Deutschland und Litauem
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Der politische Ausstand in Polen-.
17. Fortsetzung.

Die Sendung des- Herrn von Gerlach nach Posen. — Der Grenzschsutz
Ost. — Das Vorspiel.

Helmut von Gierlach, der bekannte Pazifist, war voin 15. November
1918 bis März 1925 Unterstaatsleskretär im Ministerium des Innern
mit einem besonderen Auftrage für polnilche Angelegenheiten. Ihm
fiel gleich zu Beginn seiner Amtszeit die Aufgabe zu, im Auftrage der

preuszischen Regierung in Polen zu verhandeln. Dabei hat er seine
Regierung in schmählicherWeile blos»zgestellt,falsch beraten und dem

Deutsschtum unendlichen Schaden zugefugt. Er ist längst gerichtet. Die

deutsche Offentlichskeit hat das in ihrem groszen Ceile von Beginn
seines Auftretens an getan.· Ietzt hat auch die Reichsregierung die

Folgerungen aus seinem Verhalten gezogen und iIhn der Reichszuge-
hörigkeit für·verlustig erklart. Vor rund zehn Jahren-habe ich ihn in

aller Offentlichkeit in der Presse angegriffen und sein Verhalten in

Polen gekennzeichnet. Ich wollte ihn damit in seiner politischen Wirk-

samkeit unmöglichmachen. Mir ist damals eine Äuszerung von ihm
aus einer öffentlichen Versammlung überbracht worden, dasz er mich
vor dem Gerichte zur Rechenschaft ziehen würde. Das ist aber nie

geschehen. Sein Schuldbewusztseinhat ihn wohl davor gewarnt. Bson

Gerlach ilt nie ein Mann, am allerwenigsten ein deutscher Mann

gewesen. Die Aussprache über ihn könnte damit beschlossensein. Nicht
aber übser feine Wirksamkeit als Politi"ker. Sie bleibt ein Schand-mal
am Deutlchtsum in schwerster Zeit. Die Geschichte verlangt zu wissen,
was geschehen ist. Das ist der Gesichtspunkt, unter dem die folgenden
Ausführungen stehen«

Leider ist von Gerlach keine Einzelerscheinuiig gewesen. Die Zahl
damaliger hoher ioffiziellerPersönlichkeiten ist nicht gering, die den
ostlichen Grenzbezirkenund ihrem Verbleiben beim Deutschen Reiche

Fchslldgllelkhgulwla sogar abweisend gegenüberstanden.Dafür folgende
»

ei pie e:

Im Februar 1919 hatte Erzbe rger, der damals Reichsininister
war, eine Unterredung mit einem Mitarbeiter des ,,Matin«. Nach dein

Berichte vom 19. Februar 1919 im »Matin« teilt er der französischen
Offentllchkett folgendes mit: »Ganz beschäftigt mit seinem inneren
Aufbau unter einer repiibliksanischslozialiltilrhen Regierung, der die
Welt in SIOUUSU setzen wird, kann Deutschland mit diesen llawischen
Prosvinzen nichts anfangen. Sie sind der nationalen Einheit feindlich.«
Er fällt also dem Deutschtum des Ostens in entlcheidungsreichster Zeit
in der lchwierigsten Lage an einem der gefährdetsten Punktes in den

Rücken. Er will Ceile des preuszischenOstens nicht beim Reiche behaltenz
Am 14. Januar 1919 schreibt der Volksbeauftragte Haase im

Pariser ,,Ex-«elsior«: »Deutsschland hat unter dem Verwande,
die öltlichen «Grenzen gegen den Vollcherrismus und Polen zu
verteidigen, eine Armee von 60000 Mann konzentriert. Es wir-d

gut lein, wenn die Gxesszchte die-le Armee etwas unter die Lupe
nehmen und» wenn Mpglirh-darauf bestehenwürden, daf- die Größe
dieser Armee durch die Rotwendlgkelt der Verteidigung der Grenze
beschränktwird.« HOOle Will also Offenbor die Erhaltung der Ost-.
gebiete bei Deutschland verhindern. «

Dieser Geist muszte sich uberall in den Verhandlungen kenntlich
machen( Wie das geschah, dakllbek ·2M PolizilrhesUrteils« In seinein
Werke ,,Grosz-Polen Und PkeUltM!U·d2kIeit des Aufstandes 1918
bis 1919, Polen 1932« lchreibt Wseliczka am schiene des fünften
Abschnittes zu den Verhandlungen der Polen mit dem preuszisrhen
Iniienmsisnsister Ernst, dem Unterstctatssekretar im Kriegsministeriiim
Go ehr e ,

und dem GeneralstabshauptmannG u d er i an als Beauf-
tragt-e der Reichsregiernng:«,,In der Schluszbewertusngkönnen wir

jedoch feststellen, das-z am polnisch-deutschen Horizont-nachden Konse-
reiizen vom.30. und Zi. Dezember 1918 OjflziellesEinverständnis
herrschte.«Die preuszilche Regierung verstand sich dazu und sugggkijgkke
sogar dem Obersten Bolksrat den Gedankendri- Ubernahnze dek Bek-
watung im Poseiilchen für den Preis der weiteren Respektiekungdgl-
souveränen Rechte des preuszilchen Staates« Das bedeutete nichts
weiter, als die praktische Aufgabe der Provinz gegenüber einem

theoretischeniRecht.
»

Zu die Reihe dieser Leute gehort auch von Gerlacl).

Zu der Sendung Gerlachs fuhrten folgende Vorgänge:
Das Wolfsche Celegraphenburo hatte am 15. Novemberden Be-

schlusz über die Bildung des Greltiikbllst78·0"lkVEkbkElkEki DIE Pplen
kamen in gröszte Aufregung. Ein krafklger erytskbuki hatte ihre
Pläne durchkreuzt. Das muszte auf jeden ZOU VVTIZUSVDUIVEkDeILDie

polnilcbe Presse warnte. Die Führe-r der Polen nahmen Fuhlung mit
dem Generalkommando und dem Oberpräsidiumund berieten daraus
indem A.- und S.-Rat in Polen. Hier wurde der Beschluß gefaßt,
eine Abordnung nach Berlin zu schicken, um die Aufstellung des

Grenzschutzes zu verhindern. In die Abordnung wurden gewählt:
Cwachtmann, als».der Vorsitzende des A. und S.-Rates, David uiid
Dr. Marchlewski. Am 17. wurde die Abordnung in Berlin durch
Draht qngekündigtund am 18.« im Kriegsministerium empfangen. (Der
Sozialdemokrat Ledebour hat·an den Verihaiidzlungen»teilgenommenund

verlegt sie auf den. 19. Es ist möglichzdasz sie tatsachlich erst am 19.

ihren Ahskhlnsz gefundenhaben.) Bei der Besprechung muszten die
groszen Widersprüchein der Darstellung der deutschen Berichterstatter
gegenüber den polnischen Angaben ausfallen. Darum beauftragte die
Preusziskhe Regierung den Unterltaatssekretärvon Gerlachnach Polen
zu fahren unsd sie an Ort und Stelle zu klaren und·fureine gedeihliche
Fortarbeit zu sorgen. Er kam am 19. November in Polen an.

Von Hernranu Pischke.
Im einzelnen musz zu diesen Vorgängen folgendes bemerkt werden-
Die Zusammensetzung des Ausschusses zeigt, mit welcher Ver-

lchlagenheit die Polen arbeiteten. Äuszerlich erscheint er als die deutsche
Abordnung einer»sozialistischenKörperlchiaft mit einem polnischen Mit--v
gliede. In Wirklichkeitlag es ganz anders. Der Sozialdemokrat David-
stand ganz auf poliiischer Seite. Er galt in Possen als offener Partei-
gänger der .Polen. Selbst wenn man die Zuverlässigkeit Cwachtmanns
nicht anzweifelt, mufz man zugeben, dasz er in der Frage des Grenz-
schutzes auch auf der polnischen Seite stand, schon um seiner sozialisti-
schen Denkweilewillen. Eine Kenntnis der Posener Verhältnisse ging
ihm zudem vollig ab. Das waren also die Leute, die lich in Berlin

als Vertreter der deutschen Revolution ausgaben und sich berufen
fühlten,uber die Mafznahmen zum Schutze des Dseutschtums in Polen
mitzub-eraten.

(

·Auch hier fällt wieder eine verschleierte Verbindung der Polen
mit·den Sozialdemokraten auf. Die Abordnung sucht in Berlin den«

SozialdemokratenLedebour auf und nimmt ihn zu den Verhandlnngen
im Kriegsministerium mit. Ledebour ist unabhängiger Sozialistz ein viel-
beschäftsigter,geschwätziger,politischer Gelrhäftemacher ohne tieferen
Anteil an deutschen Fragen, Von Cwsachtmanm als einem Mehrheits-
sozialisten, kann die Verbindung nicht ausgegangen sein. Dazu war

das Verhältnis zu den Unasbhängigennicht angetan. Die Verbindung
der Posener Abordnung mit Ledebour kann auch nicht auf die Formel
,,David-Ledeboiir« gebracht werden, etwa weil beide Juden waren.

Hier überwogen ganz und gar die polnischen Interessen. Wenn man

schon Ledebour holte, so geschah es zu ihrer Unterstützung Er sollte
also den polnischen Vorstosz gegen den Grenzschutz unterstützen. Er hat
kurz nach der Besprechung im Kriegsministerium in seinem neuge-
griindeten Blatte »Die Freiheit« eingehende Mitteilungen über die
Verhandlungen gemacht. Leider ist daraus nicht zu entnehmen, welche
Rolle Ledebour selbst dabei ges ielt hat.«

«

Was wissen wir über die Verhandlungen?Unmittelbar nach der
Besprechung gab das Kriegsministerium einen Bericht an die Presse-.
Er ist recht mager gehalten. Nach ihm hielt das Kriegsministerium
an der Notwendigkeit fest, den Grenzschutz beizubehalten-—Es gab aber

insofern nach, als es den Schutz der Grenzbezirke mit Hilfe der zu-
ständigenA.-; und S.-Räte durchzuführen versprach·Unterltaatssekretär
Goehre (Soz·ial-demok·rat)fügt dem hinzu, dasz die Reichsregierung der
Meinung sei, dasz die polnische Frage nur auf dem Friedenskongress
eine ,,alle Teile befriedigende Lösung« finden könne.
Ausführlicher ist Ledebour (,,Posener Csageblatt«Nr. 553 vom

26. November l919). Danach hätten die von ihm und der Abordnung
gemachten Vorschläge ,,durchweg die Zustimmung des Kriegsministeriums
gefunsden«. Sie belieer sich auf folgendes: Sicherung der Lebens-«

mitteloersorgung nach Deutschland hin und dafür Vereinbarung mit
der Regierung in Wsarlchau unter Zustimmung der Vertretung der

Polen in Polen und Oberlchlelien, dasz im Friedensvertrage der Bek-
völkerung das Selbiltbesstimmungsrecht über die Staatszugehörigkeit zu-.
geteilt wer-de. Sicherung der Rückbeförderung deutscher Eruppen aus

dem Ost-en und dementsprechend schleunigste Zurückführung der noclj
in Deutschland und im Westen stehenden polnischen Arbeiter und.
Soldaten. Der Gsrenzschutzsoll fernerhin von den bestehenden Cruppen-»-.
formationen durchgeführt werden; in ihn sollen auch von polnischer
Seite Truppenteile abkommandiert werden. Weitere Anwerbungen für-
das Armeeoberkoinmando Grenzlchutz Ost haben zu unterbleiben.

Man nnterhandelte also in Berlin mit der Abordnung wie mit
einer polnischen Macht. Die Forderungen zeigen scharf und klar,,auf
welcher Seite die Unterhändler und auch der Posener A.- und S.-Rat

standen. Sie kämpften für die politischen Ziele der Polen: Freie Hand,
in der Provinz Polen und Stärkung der polnischen Stellungg Dahinter
steht klar abgezeichnet und in dem Aufruf zum Landtage»des Teil-.

gebiets auch deutlich ausgesprochen-die politische Loslosung vont
Deutschen Reich. In Berlin schien man das nicht zu bemerken.

Sehen wir uns die Ausführungen über den Grenzschutz als den

entscheidenden Punkt in den beiden Berichten genauer an, so ist der

Unterschied grosz. Nach Ledebour sollen auch die weiteren Anwer-

bungen unterbleiben. Damit wäre der Grenzschutz in der gedachten
Form tatsächlich aufgegeben worden. Das ist aus dem Bericht des
Kriegsministeriums nicht zu ersehen. Niach ihm will es den Schutz
,,gemeinsam mit den zuständigenA.- und S.-Räten« durchführen. Das
braucht nicht notwendig unter tätiiger Mithilfe der örtlichen, mill-

kokklchen Formationen zu sein. Auch der Grenzschutz könnte dazu her-
CHIgezOgeiI werden. Hier ist der Ausdruck unklar. Ledebour sagt uns

ferner, dafz die Beteiligung polnischer Truppenteile an dem Grenz-
lkhllkt »wünschenswert« sei. Das Kriegsministerium hat sich daruber

gusgesrhwiegenund absichtlich einen neutralen AusdruckgewähltHier
Ist der Widerstreit zwischen Abordnung und Kriegsministerium deutlich"
erkennbar. Die Abordnung will im Auftrage der Polen die Maß-·
nahmen des Grenzlchutzes auf die einhelmischenCruppen übertragen-
und die polnischen Truppenteile e-inbeziehen.Die Polen willen, dafz
dann die Gewalt in ihren Händen ist Sie können den Grenzlchutz
dann durch ihre Formationen beherrsanund unter dem Schein des

Rechts auf Kostendes Reiches ausbsauen und zu ihren Zwecken ver-

wenden. Das Kriegsmsinisterium sieht die Gefahr und hält sich bei
allem Entgegenkommen doch zurück. Wären der A.- und S.-Rat und
die heimischen Cruppenbestände zuverlässig deutsch-gesinnt, so wären
diese Bedenken hinfällig. Eine Klärung konnte am besten durch Ve-
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sprechungeii an Ort und Stelle geschehen. Hieraus ergab sich die Auf-
gabe Gerlachs. Aiuf eine kurzesormel gebracht hielt sie: Es ist fest-
zustellen, ob es sich in Posen um poslnische Umtriebe handelt oder ob
die Polen loyal sind. Das zu untersuchen, dazu sollte Gerlach nach
vasen fahren.

«

, Zu den übrigen Punkten des Berichtes soll noch bemerkt werden:
Das Deutsche Asuswärtige Amt hat sich bemüht, das empfohlene Uber-
einkommen mit Warschsau abzuschlieszen Rach anfänglicher guter
Förderung der Angelegenheit wurden die Verhandlungen von den

«Polen ohne erkennbaren Grund kurz abgebrochen.
Wenn aiuch nach dem offiziellen Bericht eine Bindung des Kriegs-

ininisteriums nicht vorlag, so hat es doch aus Entgegenkommen nach
den Wünschen der Polen gehandelt. Bis zu dem Aufstansde hat kein
freiwilliger Grenzschutzsoldat den Boden Posens betreten. (Siehe dazu
Lamla, Der Ausstand in Posen, S.19 und 20.) Weiter wurden die
in der Provinz garnisonierten Truppen bei ihrer Rückkehr auszerhalb
der Provinz zusammengezogen»,»ihrerWaffen und Ausrüstung ent-

kleidet und »dann zur Demobilisierungin ihre Garnison geschicktz eine

Alaszregeh die sich demoralisierend auf die noch in der Provinz Posen
vorhandenen deutschen Truppen auswirken mufzte Das konnten wir
leider täglich in Posen erfahren. ,

Ebenso ist auf die Bemerkung des Unterstaatsseskretärs Goehre
hinzuweisen. Rath seinen Worten erwartete die Reichsregierung ,,eine
allseitig befriedigen-de Lösung der polnischen srage alle-in von dem

stiedenskongreh«. Wir schüttelten .iii Posen den Kopf zu solcher
Auffassung. Da pfiffen es bereits die Spatzen von allen Dächern,
das- die Zriedenskonferenz eine Zerschlagun des Ostens bringen würde.
Von setzt ab kehrt das Vertrauen der Rei sregieruug in die Friedens-
konferenz immer in den Verhandlungen mit den Polen wieder. Das
wird fast sprichwörtl-ich.Bequein überläsztman die Sorge der Ordnung
der östlichen Gebiete den bisherigen Feinden. Weiter konnte die

Selbstentmannung der Reichsregierung kaum noch gehen.
Auch Rzepecki gedenkt dieser Sendung des A.- und S.-Rates

nach Berlin. Seine Ausführungen dazu heifzen wörtlich: ,,Indessen
strömte im stillen Grenzschutz nach Gro polen in der Absicht, uns mit
der demsobilisierten Bande preufzischer öldner zu überfluten. Kempen,
Krotoschin, Gnesen, Wreschen und Witkowo wurden besetzt, und man

näherte sich immer mehr Posen. Dabei hatte der Deutsche Volksrat
mit Professor Hermann an der Spitze seine Hand im Spiele, und es

standen ihm Schulz und reaktionäre Offiziere der deutschen Besatzung
bei. Der Arbeiters und Ssolxdatenrat interpellierte die sozisalistische
Regierung und schickte Dr. Marchlewski. David und Twachtmann
asls Dseputation nach Berlin. Daselbst versprach man, dasz das weitere

Bersenden von Truppen nach Groszpolen aufhören werde. Was ein

solches Bersprechen wert ist, das wissen wir längst» Kein Wunder,
dasz man mit der Zeit in Posen und iii dem Zortgurtel»etwa15»000
cMann angesammelt hatte, von denen zum Glück die groszere Halfte
nach Hause ausrisz.«

In diesen Ausführungen ist sdie Benennung der Abordnung richtig.
Auch die Behauptung, dafz das Kriegsministerium ein Bersprechen ge-

geben habe, von weiteren Truppensendungen abzusehen, kann als zu-
treffen-d gelten, da das Kriegsniinisterium tatsächlich danach gehandelt
hat, und Ledebour eine gleiche Behauptung bringt. Was er darüber

hinaus sagt, ist falsch. Weder stand Professor Hermsaun damals an

der Spitze des Vol-ksrates, noch strömte Greuzschutz im stillen ein.
Drei Tage nach dem Beschlusz seiner Begründung konnte der Grenz-
schutz noch nicht »ein-strömen«.»Wir verweilen dabei auf- die Aus-

führuiigen von Joseph Lamla, die er in seinem Buche »Der Ausstand

«.:-:: ------------------------------------------------------------------------ .--s
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in Posen«Berlin 19f9 auf S.19«un.d 20 macht. Ihnen liegt amtliches
Material zugrunde. Die Angaben Rzepeckis zeigen, wie leichthin er
arbeitet und mit welcherVorsicht er zu benutzen ist. Was er beoh-
achtet, das sind die waffenlosenHeimkehrer, die in den Kasernen
übernachten unsd nach Erledigung Ihr-er Angelegenheiten nach Hause
eilen. Die Angst machte den Polen grofze Augen· Solche falschen
Angaben finden sich bei Rzepecki häufig- Es geht bei ihm oft viel
durcheinander. Er nimmt es mit seinen.Behauptungen nicht sehr
genau. Es genügt ihm, wenn sie nur seiner Stimmung entsprechen.

Der Borstofz des A.- und S.-Rates gegen den Grenzschutz durch die
besprochene Abordnung in Berlin wurde von dem polnischen Obersten
Volksrat durch eine längere Eingabe unterstützt, die an den Reichs-
kanzler abging und dasselbe Datum — den ts. November — trug. Ihr
Inhalt wurde bekanntgegeben. Sie ist in Stil unid Forderungen für
die Lage so sehr charakteristisch, dafz sie auch hier im Wortlaute
folgen mag. Siise he·ifzt:
»Die Unterzeichneten setzen die deutsche Zentralregierung davon in

Kenntnis, dasz die bisher bestehen-den, auf- Grund des allgemeinen
Wahslrechts gewählten Bertretungen des polniischen Volkes einen
Obersten Volksrat iin Possen gebildet haben. Sein-e Aufgabe wird die
Verteidigung der Interessen der polnischen Bevölkerung im Bereich
der bisherigen Grenzen des Deutschen Reiches sein.

Die Unterzeichneten sowie Herr Adalbert erfantg aus Berlin
haben das Mandat erhalten, die Angelegenheiten des Obersten Volks-
rates einstweilig zu leiten.

Die in ihren Bolksräten organisierte poslnische Bevölkerung hat
unmittelbar nach Asusbruch der Revolution Beziehungen zu den
Soldaten- und Arbeiterräten angeknüpft und arbeitet mit diesen ein-

trächtig an der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung.
Wir Kommissaredes nationalen Bolksrats haben mittels unseres

ersten Aufrufes vom 14. d. Ri. die polnische Bevölkerung aufgefordert,
sich der Gewaltmittsel zu enthalten. Wir haben erklärt, dasz wir, ohne
auf unsere geschichtlichen und nationalen Rechte zu verzichten, die Vor-«

zeichnung der Westgrenzen des neuen polnischen Staates vertrauensvoll
dem Zriedenskonigresz überlassen.

Wir beabsichtigen das geschwächteDeutschland weder mit be-
waffnseter Macht noch durch Abschneiiden der Zusfushr hinterlistig zu.
überfallen.

Wir haben die polnische Bevölkerung aufgefordert, Hand in Hand
mit den Soldaten- und Arbeiterräten nach der Richtung der Aufrecht-
erhaltung von Ruhe und Ordnung hin zu handeln.

Wir sind zur Organisation einer Bürgerwehr geschritten, die in

Verbindung mit der Bolksniiliz unseren nichtpolnsischenMitbürgern die
persönliche Sicherheit, dem Lande- aber Planaiäspigliieit und Ordnung
verbürgen wird.

Wir haben Vertreter polnischer Organisationen in das neu ge-
schaffene Prosvinziaslernährungsamtdelegiert, um die vorübergehend
aufgehaltene Lieferung von Lebensmitteln an sdie Grofzstäidteim Westen
zu organisieren.

·

«

Richt willens, die systematische Arbeit der Behörden zu gefährden,
hat die polnische Bevölkerung die Beseitigung nur weniger Beamten
gefordert, obwohl gerade bei uns der gröbere Teil der höheren, und

zwar gerade der politisch-en Beamten, uns gegenüber beständig eine
grausame Ausrottungspolsitik betrieben, unser-enationale Sonderftellung
bedrückt und- damit unsere gerechten Asplkathmm tu unter-drücken sich
bestrebt hat«

.

Gortsetzung folgt-)

Grenzland vor den Toren Berlin-z.
Immer-wieder hören und lesen wir von der blutenden Grenze im

Osten Deutschlands, von den gewaltigen Anstrengungen und den groszen
Erfolgen unserer Regierung, gerade diesem Teile unseres Vaterlandes
und den dort auf Borposten kämpfen-denVolksgeuossen zu helfen.
Wir erfahren in diesem Jahre die wachsende innere Anteilnahme
aller an allen Problemen des deutschen Ostens und lernen er-

kennen, »das-sich jedem einzelnen von uns neue und dankbare Auf-
gaben bieten, wo es gilt, sich selbst einzuspanneii in das grofze natio-
nale Hilfswserk.

Vielleicht die dankbarste und schönsteAufgabe ist es, im Rahmen
dieses Werkes an die Entdeckung der eigenen Heimat, an die Erfor-,
schung der unbekannten Grenzlande zu gehen, zu deren unbekanntestem
Teile mau die alte Ostmark rechnen kann. Wer kennt — wenn

er nicht gerade aus dieser Gegend stammt — die Heimat von Hermann
Löns und Heinrich von Kleist? Wer kennt die Städte der Grenz-
mark Posen-Westpresuszen mit den erhaltenen Stadtinauern, über die-
oft noch Burgfried und Burgruinen ragen und den Weg der"alten
Ordeiisritter nach dem Osten weisen? Wer kennt die Dörfer mit den
altgermansischen Laubenhäuscheu oder das urgerinanisrhe Netze-—und
Warthel-and? Wer kennt die Deutsch-Kro-ner-Seeiikette
(150 an der Zahl), an deren Ufer noch nordische Polartaucher,-
S»tbkvakzitörche,See-» und- sischadler nisten? Wer kennt den
K O s»ack e n b e r g bei L»an d s b e r g , eine Erinnerung an jene Zeit,
da die Russen im Siebeniahrigen Krieg bis Berlin vorstiefzen, oder die
Alte Konkokdienkikche in der Stadt. in der Schleiermacher seine ersten
aufsehenerregenden Predigteii hielt?

»

Wer weib, dafz dieses alte, politisch so schicksalsschwere Land nur
Iine D-Zug-Stund«e von Berlin entfernt liegt, und die

Grenzlandfahrt dorthin sozusagen vor den Toren der deutschen Haupt-
stadt beginnen kann unsd mitten hinein in das Paradies der sub-
und Wasserwanderer führt?

Rach den schönstenPlätzen der Ostmark gibt es Sonntags-
Rückfahrk art en, so dafz es auch den breiten Massen möglich
ist, bequem über das Wochenende Entdeckungsfahrteii iii die Ostmark
zu unternehmen Der Herbst allerdings lädt gerasde hier zu läiigerem
Verweilen ein, unsd die Ostmärker, stille, kraftvolle —AIeu-schen,emp-

fangen ihre Besucher iki zahlreichen guten, billigen Gaststätten dankbar
undvollbesonderer Freude. Sind sie ishnen«dochsichtbare Beweise
dafür, dasz man sie und Ehr Schicksal nicht vergiszt.

Die zielsklare Lenkung des neu erwachten Helmatgefuhlsdurch die
deutsche Regierung tut alles dazu, den Strom der heimatsuchenden
Deutschen vor allem auch in dle bedrohten Grenzgebiete zu führen.
Der ,,Bund Deutscher Osten« und die Abteilung ,,Ostenu
im MER machen es sich zur vornehmsten Aufgabe. den Reiseverkehr
in die bedrohten Ostgebiete zu heben. Zuletzt aber nicht nur uni

der notwendigen wirtschaftlichen Hebung willen, sondern um zwie-
fach Heimat-dienst zu tun: an unseren Brüdern da drauf-en siui Grenz-
laiid und au uns, die wir erzogen werden sollen. unser Brot mit ihnen
zuteilen. Dr.v.Schellwitz-Ultzen".

Bildstöche des Bundestvappens sind zum
Preise von NM. 1.50 beim Bund Deutscher
Osten, Berlin W 303 Motzftraße22 zu haben.



Die Historikertagung in Königsberg.
Dem önternationalenHistorikerkongrefz in Warschau folgte in

Königsberg i.Pr. eine deutsch-e Historikertagung In Verbindung mit

dem »24.DeutschenArchivtag und der Konkerenz landesgeschirhtlicher
Publikationsinstitutetagte dort der Gesamtverbaud der deutschen Ges-

schichts——und Altertumsvereine. Diese Cagung stand im Zeichen der

VZendung des deutschen Volkes nach Osten. ön sämtlichen Vorträgen
wurden Fragen der deutschen Qstgeschiichte,insbesondere der ostpreuszi-
schen Geschichte, behandelt — ein Beweis dafiir, das- sich die deutschen
Geschichts- und Altertumsforschterihrer Gegenwartsaussgabe bewufzt
sind, das-z sie bereit sind, ihr Wissenund Forschen nur dort anzusetzen,
wo nicht nusr ein Politisscher und wirtschaftlicher, sondern nicht minder

auch ein geistiger Kampf Um VIE Deutsche Zukunft notwendig ist. Die

deutsche historische Wissenschaftniufz Frontwissenschastwerden. Ihre
vordringlichste Aufgabe liegt dort, ioo die cWissenschaftdes Anstandes
örrtiimern unterliegt oder sich Cntstellungen zuschulden kommen läßt,
die der geschichtlichen Beurteilung des deutschen Volkes abträglich sind,
und vor allem dort, wo das Ausland aus solchen örrtiimern und Ent-

stellungen gegenwartspolitische Forderungen abzuleiten versucht.
Dafz sich die deutsche Geschichtswissenschaftdieser Aufgabe bewuszt

geworden ist, geht sowohl aus den Vortragsthemen der Königsberger
Cagung, wie vor allem daraus hervor, dasz Führer des Bandes Deut-

schre Osten, Dr. Lüdtke, in der ersten öffentlichenVeranstaltung des

Gsesamtverbandes der deutschen Gesch-ikhts- und Altertumsvereine in

der Aula der Königsberger Universität einleitend»undgrundsätzlich
ijber den Neuaufbau der deutschen Ostarbeit sprach, in derem Nahmen
der deutschen bistorischenWissenschaft besonders bedeutsame Aufgaben
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erwachsen. —- Wlt kommen auf die Tagung noch zuriick.

Mitteilungen des BDG.

l Der stellv.Bundesführer.

Die Fiihrung der Landesgruppe Chiir i n

Land Thüringen und

Ich berufe

dem Negierungsbezirk
e n ,'bestehendaus dein

Sqrfurnhat Pg. Reichs-
statthalter S a u ck e l , Weimar, übernommen.

hiermit zum Fiihrer der Landesgruppe S a ch s e n

Pg. Herbert S n d e r , Al. d. N., Gauwirtschaftsberater der NSDAP.,
Dresden, Lennöstrafze z.

l Haus ,,Kurmarlk«.

Dr.Thiele.

List-! ti. übertrag: 1529,7-0 NAI.

Landesverband»Sachsen-Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . 30,-— »

Ortsgruipve Kustriin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25,— »

Oktzgkuppe Rohden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . » 25,— »

Oktzgruppe Templin · . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . · . . . . . . 12,— »

Oktsgruppe Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10,— »

Ortsgruppe Lehrte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5,50 »

Ortsgruppe Lurkenwalde . . . . . . . . . . . . . . · . . . . . . . . . 5,— »

Ortsgrusppe Griinberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5

1 gutmöbLpreisrvertes

in der

Nähe eines Ringbahn-
ofes zw. Schonhauser
llee und Wedding bei

Ostmärker z; 1. 10. ge-

sucht. Preisangebote
unt. 2993 an das ,,Ost-
land« erbeten.

Besseres gut verzinsL

Illllsskllllilsilchl
in Liegnitz. i· Zentrum

el., 2 gr. u. 8 mittlere
ohnungen, bei Anz.

von 20100 M. zu vert.

Anfragen unt. 2990 an

das Ostland erbeten.

cJunger Mann
30 Sahre alt, ev» guter
Christ-altenwunscht Ple
Bekanntschaft einesein-

fachen Mädels von 25

bis 35 Jahren, auch
Witwe angenehm, mlt

etwas Vermögen oder
kl. Landwirtschaft An-

gebote unter 2989an
das Ostland erbeten.

. Führung

Stand vom 15. September 1933:

Glimärkerin .

40 J. ev. geb. Mittel- »

größe,dun,kel,sehrhäus-
lich und wirtschaftlich,
in Landwirtsch.,w1et5e-
schäfterfahren,arbe1ts-

selbständige
christlichen

frauenl. Haush. Sehr
tinderl.; würde glückl.
sein, mehreren mutterl.
Kindern ein treusorg.,
liebes Mütterchen sein
zu können, deshalb
spätere Heirat»n.aus-

geschlossen-vchleslen
evorzugt

Freundl. Angebote u.

H.H. 2987 a. b. ,,Ost-
land«, Berlin W.30,
Motzstr.22 erbeten.

Selbstinserat !

Gelisäflsgrunditink
in. Kolonialwarengesch.
i. kl. Jud-Stadt w.

Erbauseinandersetz. s.
p. zu verk. Ang.u.2991
an das Ostland erbet.

sucht

Aacinstrhende

Witwe
57 «". alt, ev., wünscht
die ekanntschaft eines
älteren Herrn, Renten-

«andrvirt.Vorläufig
dieWirtschaftzu führen,
spatere Heirat nicht
ausgeschlossen.
Angebote unt. 2988 an
das Ostland erbeten.

Besucht
den

Deutschen
Osten!

em ä
«

«

freudig u. pflichtbew., L
pf nsgesroder-kleiner

Ernennungen.
Der Niederschlesische Provsinzialausschuszwählte den kommissarischen

Landrat des Kreises Waldenburg, Dr. v o n Vo e ck ma n n, zum
Landeshauptmann der Provinz N-iederschlesien. Der neue Landes-«

hauptmann steht im Alter von 44 Jahren und ist am 12. Dezember 1888

in Neapel asls Sohn des Kaufmanns Walidemar von Voeckmann ge-
boren. Er besuchte zunächstdie deutsche Schule isn Neapel und sodann
das Go.etshe-ng1nasisum in Frankfurt a.NI.; nachdem er hier Ostern
1908 die Neifepriifung bestanden hatte, studierte er in Freiburg i.Vr.
und in Königsberg Nechtswissenschaft unsd Nationalökonomie unsd be-

stand 1912 das Neserendarexasmen Den Weltkrieg machte er als

Kriegsfveiwsilliger beim l. OstpreuszisschenFel-dartsillerie-Negiment Nr. 16
init und war vom 1. November 1914 bis zum Ende des Krieges an der

Froiit,.oom Fahre 1916 ab als Osfizier. Nachdem Dr. von Voeckmann
im Jahre 1920 das Assessorexamen bestanden und in Königs-dem zum
Dr. jur. promoviert hatte, war er von 1920 bis 1931 Sgndikus bei der

Schlesiisrhen Landgesellschast, dann kam er als Kreissgndikus in den
Kreis Ostprignitz. Durch Minsisterialserlafj vom 16. Alai d. Z. wurde er

zunächstvertretungsweise und sodann koininissarisch mit der Verwaltung
des Landskreises Waldenburg beauftragt. DerNSDAP trat er bei

Gründung des Gaues Schlesien im Jahre 1925 bei, und zwar als einer

der Stasdtabteilungsoorstseher von Vreslau.

Zum polnischen Geschäftsträger in Wien wurde«

der stell-·-
vertretende Abteilungschef im VZarschauer Auszenministeriurn Josephl
Gawrvnski ernannt.

Zum polnischen Konsul in Lgck wurde Romuald Putrgnski
ernannt.

Personliche Nachrichten.
·Berlobt: Fräulein Lotte Ehlert, Tochter des Neichsbahnwnacumeistcts

Wilhelm Ehlert, Kessel, Wolshagcuer Str.83, fr. Thom, mit Herrn Walter
M iisl t h a»u f , Kassel.

»

rast-htt: Fräulein Licsclotte Säftcl, Tochter des- Konrektjors Fr-
Sastel« Kassel, Kornerstr. ö, fr. Poten, mit Herrn Tr. jur. Einil S ch r c i b e r in
Qiiedlinbiirg.

« . .

orbenz Frau Paiiline Sirt-ina, geb.·Helmchen, iii Popoivno bet
Besen, ain 3·9., 91 I.; Regierungstnspektor Erich Homuth in Frankfurt
tOdcrs, am 5. 9., 54 J.

«

Versammlungen
Ortsgruppe cpeirlinsstzesn Montag, den lö. d. AL, abends 8 Uhr,

im Vereinslokal, VerlinsWilmersdorf, Wilhelmsaue »Es-ils

(Viktoriagarten»)«,Monatsversamnilung Herr Petersen wirds
einen Vortrag uber die ehemaligen deutschen Kolonien, insbesondere
uber Deutsch-Ostafrika, halten.

Ortsgtuppe Berlin-Nord: Montag, den 18. September1933, abends
8 Uhr, Monatsversaminlung sim neuen Vereinslokal ,,Nesta«urant
Pfefferberg«, Schönhauser Allee 176 (am senefeider Platz).

Zederzeitund mit kleinste-u Aufwand ist es möglich,sich eine frische
Vouillon zu bereiten, wenn man Maggsis Fleischbriihioiirfel im Haus-
halt hat. Aian löst den Wiirfel einfach in Z Liter kochendem Wasser
auf, und die Vouillon ist fertig. Sie läszt sich-zu Trink- und Koch-
zweiken genau so gebrauchen, wie die in iiblicher Art hergestellte
Fleischbriihe. Der Name Alaggi bürgt fiir Qualität.

mer-»W-Jurist-u

QeucrheQuatitiitssCtzmgÆ

klklsclislliilik

Aufbauleradit
Mr Grans- is.sisslan·lstlautsena Gar-Inst-

Berlin W. 30, Motzstraße22. Tel. B 5 Barbarossa 9061.

Verwertung von

670Reichsseliulilbueliioriierungen
clisrclsi Var-tatst nncl saleinung am Rahmen

der uns zur Verfügung stehenden Mittel)

Beratung in Vermögensanlagen
unt-l allan KranitangalaganliaitanIIIIIIUIIMIIIIIIIIMIIIIIIIIIIIIIUTIAbwicklung all.bankmälsigen Geschäfte
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Eine Entschädigunggleistungfür Emigrantensteuerin Polen. soweit
die Steuer durch Hinterlegung von Wertpapieren verfolgt ist, kann .

immer noch nicht erfolgen; da die Verhandlungen mit dem Polnischen
·

Staat wegen Freigabe derartiger Wertpapiere noch nicht abgeschlossen fär· sofort

sind. Sobald dies der Fall ist, werden wir den Beteiligten Nachricht tacht -un Mann
geben. Wir bitten inzwischen, von weiteren Rückfragen Abstand :

« i g« «

zu nehmen. Ähnlich liegenkliiefäinåzebkeissAufkvårtung
von Spar- für

ka enbü ern, wo einze ne po ni e par a en i noch weigern, zu sne i
-

t·sagten-chWirbitten deshalb, Nückfragen auch hier zurückzustellen met Landmmschaf

oder uns wenigstens das Porto beizufügen.
. Bekkholz,

Beratunggstelle Deutscher Ostbund E. V. i. L. Michendorf (Mark).
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Music-winkt .
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L o s e der Geld-Lotterie für Arbeitsbeschafsung bei

. .

stwtnna
Berlin W Iz. Potsdamek str. ttoa
(Ecke LützowstrJ Postscheck Berlin 31198. Fernsprecher: B2, 3686.
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"

Ostiuätlcert

bedeut. öiidiistrieort Thür.
"

Hotels u. Restauratioiisgrdst m.

lLandhaus in. unmittelb. a. Hause

"

Billa iiivaiisblliih.Liistkurort bei

'

.

reis

»Wohn- ii. Geschäftsgrdst i. d

Provisionsscelt

GlanzeiiileExistenzenl
-

.

)

Anzahluug M. -·

Wtohngrdstm. Holnoarenfabrilc
«

T

in cZiiesa(Sa.) . ·. . . , «. 20000 -

Fabrik-Obst mit Wohnoilla iii
—

70 900 ;

LCaseRähe Landsberg a.d.W. 18000
"

coti. Berparht. m. Borkausss
recht! Crsorderl 8000 RAL

Landbaus m. Sommerpensioii u.

Hühnerzurht in Kurort bei
Karlsruhe -. . . . . . . 4000j

sabrilcgrdst in Cosivig Bez.
Dresden (bish. Apparate-s U.

Kesselbaii) . . . . . . ,

Sägewerksgrdst. m. Wohnhs iii

Schles. (aucl) Ceilh. od. Päch-
ter gesucht) . . . . . . . 20000

Landwirtsch. Grdst. i· d. Urker-
mark (iiisges. 126 Jng. gr.) in.

fischreirhem See . . . . 30000

Pensionsoilla mit gewerblichen
Resbeiiräumen s. Betriebe jed.
Art aus Rügen . . . n. Bereinbg.

Gesrhiistsgrdsi. (Spielw.-"u. Kin-

derwageii-Hdlg.) in Grohstadt
d. Provinz Sachsen . . . . 25000

Landhaus a. d.«Pei·ipherie einer
bedeut. Stadt Württ . n.Bereinbg.

Hotel ins"Hessen-Rassau (L’ah.n-
«tal) . . . . . . . . n.Vereinbg. -

Bäckereigrdst in bedeut. Lust-
kurort Chiir. «. . -. n.Bereinbg.

—

Holl. Wind- u. Motormiihle im
"

Kreise Ruppin . . 10000
«

10000
:

geleg. Wiesen und Feldern in

Württeinberg .· . . . . . 18000

Laiidhs.-Billa i.d.Reiim. . n·Bereinbg.
Billa in vornehinster Lage der

ehem. sResidenzstadt Dessau . 12000 -

Oaiidhaiis:Billa i. Riesengebiige
(JJ Räume) . . . . . . 12000

vPeiisionsoilla ini Harz (12 bis
13 stemdenzinimer), 15000 bis 20 000

Stettin v «

. . . . . . 15 000

Drahtzaiin-u. Bruniienbaufabr.
bei Berlin ". . .

’

: 12000

Nähe v. Pirna Sächs- 5rhsvejz) 20 000

Wohiihaus m. Laden («Drogerie)
Rähe Greifsivald . . .

,

Zahrikgrdst m. Wohnhs.-Billa
i. öndustrieort d· Erzgeb., n. Bereinbg.

Bsohnx undGesrhäftshaus Erk-
grdst.) in Freiburg i. Breisg. 27 500

Billa in. Aussicht a. d. Rhein,
nahe Wi·esbaden, Masinz und

Frankfurt .

-

. . .- . . . 25 000

Wohn- u— Gessrbäftshs.a. d. Pe-
ripherie o: Berlin m. Kolonial-

ioarengesth einschl. siliale u.

Wanderbetrieb .- . . . . 15000
Billa i. Weriiigerode (7 Räume) 15000

Pensionsgrdst. (Crholungsheini,
Bsollkonzession) i. d. Reumarlejsooo

Billa im vornehmsten Teile von

Berlin-Charlottenburg . n.Bereinbg.
Wassermiihle (Curb.) im Kreise

Ierirhotv i. d. Proo. Sachsen 9000
Villa i. vornehmst. Billenoiertel

der Stadt Dresden . . n.Bereinbg.
Landhs.-Grdst. am Werbellinsee 15000

BZohiH und Geschäftsgrdst.,ge-

eignet f. jed. Art Fabrik, sowie
auch als Crholiingsheini, Kin-

derheim u. dergl., iiii Chiir.
·BZald.·.......

Bild-Prospekte kostenlos:
Ko 011 sc Co., Berlin W 35

Dörnhergstralze1. Tal-: 32 Liiizow HALB-

10 000

18 000
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